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KontrASt ist die Zeitung der Verfassten 
Studierendenschaft der Universität Hanno-
ver. Die Artikel geben die Meinung des/der 
AutorIn wieder und entsprechen nicht der 
Meinung des AStA-Kollektivs.

  Sie dienen auf Grundlage der verfas-
sungsmäßigen Ordnung der Förderung der 
politischen Bildung, des staatsbürgerlichen 
Verantwortungsbewusstseins und der Be-
reitschaft zur Toleranz. (HRG § 41 (1) Satz 
4.)

  Manuskripte bitte digital (auf Disket-
te/CD oder per mail) an die Redaktion 
im AStA der Theodor-Lessing-Univer-
sität Hannover einreichen. Es wer-
den nur Texte berücksichtigt die na-
mentlich gekennzeichnet sind. Artikel 
unter Pseudonym werden nicht veröffent-
licht. In begründeten Ausnahmen können  
AutorInnen aber ungenannt bleiben.
Die Redaktion behält sich vor, Beiträge zu 
kürzen.

Kontakt:
AStA der Universität Hannover
Welfengarten 1, 30167 Hannover
0511 - 762-5063/ 5061

e-mail: asta@stud.uni-hannover.de

Die erste Seite

Vorwort zur März/April-Ausgabe

Es ist vollbracht: Meine vorerst letzte KontrAst-Ausgabe. 
Denn im April wird sich der Studentische Rat neu konstituieren 
und einen neuen AStA wählen. Wer alles so im Studentischen 
Rat sitzt und warum, könnt ihr ab Seite 10 lesen. 
In dieser Ausgabe geht es außerdem wahrscheinlich vorerst 
zum letzten Mal um den Studiengebührenboykott, der ja seit 
dem 31.1. mit einer Beteiligung von nur 1300 Studierenden vor-
bei ist. Aber ob der Boykott nun gescheitert ist oder gerade erst 
angefangen hat, darüber streiten die Boykottaktiven ab Seite 
12. Dann erfahrt ihr in dieser Augabe noch etwas über die Freie 
Uni Bochum, warum man mit dem Bachelor jetzt mehr Geld 
verdienen kann, über rechtsextreme Übergriffe vor dem Labor, 
Infos zur neuen Beurlaubungsregelung von der BAföG- und 
Sozialberatung und vieles mehr.
Natürlich werde ich der neuen KontrASt-Redaktion weiterhin 
mit Rat und Tat zur Seite stehen und vielleicht werde ich ja ab 
und zu noch Artikel schreiben, denn mit der Hochschulpolitik 
hört man bekanntlich nie richtig auf.
Ich wünsche auf jeden Fall dem neuen Presse- und Öffentlich-
keitsmenschen im AStA viel Glück und genauso viel Spaß mit 
der KontrASt, wie ich sie hatte.
Bevor ich jetzt sentimental werde, verabschiede ich mich lieber!

Eure Rike
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+++ BASTA - Berichte aus dem AStA +++

++ Bauingenieure müssen bald nach 
Braunschweig umziehen

Die Presse berichtete in letzter Zeit im-
mer wieder über die geplante Schließung der 
Fakultät für Bauingenieurwesen in Hanno-
ver. Offiziell geht es dabei nur um eine 
Schwerpunktverlagerung nach Braunschweig. 
In Braunschweig wird dafür der Studiengang 
Physik geschlossen und nach Hannover ver-
legt werden.
Mit der Konzentration von Fächern auf be-
stimmte Standorte soll die Konkurrenzfä-
higkeit gegenüber Eliteuniversitäten wie 
Karlsruhe erhöht werden und langfristig 
Stratmann’s Vision der Niedersächsischen 
Technischen Hochschule (NTH) verwirklicht 
werden. Da die Kapazitäten an beiden Hoch-
schulen aber nicht ganz ausgelastet sind, 
ist das Ziel der Zusammenlegung vor allem 
die Einsparung von Geldern. Diese ökono-
mische Verwertungslogik geht aber, wie so 
oft, auf Kosten der Studierenden.
Dazu der Fachrat Bauingenieurwesen: „Um-
fragen an unserer Fakultät belegen, dass 
der Großteil der Studenten nicht in Braun-
schweig studieren würde, wenn es in Han-
nover nicht möglich wäre. Es käme in der 
Summe also zu einer Reduzierung an Profes-
suren und Studenten, die sich negativ auf 
den Wirtschaftsstandort Niedersachsen aus-
wirken würde.“

++ Unileitung misstraut Studie-
renden

Die Studiengebühren sorgen immer wieder für 
eigenartige, aber unangenehme Storys. So 
zum Beispiel wenn es um die Frage geht, wer 
eigentlich tatsächlich ein Kind erzieht. 
So verlangt das Immatrikulationsamt einen 
Nachweis, dass man sein Kind tatsächlich 
erzieht. Alles kein Problem solange die El-
tern mit dem Kind zusammen wohnen. Es soll 
aber Fälle geben, in denen dies nicht so 
ist, z.B. bei getrennt lebenden Eltern. Die 
Frage ist nur wie man nachweisen will, dass 
man sein Kind tatsächlich erzieht. Ganz 
einfach, dachte sich der AStA, durch eine 
Erklärung des anderen Elternteils. Dies 
teilten wir dem Präsidium auch so mit. Das 

meinte jedoch, dass „so eine Erklärung doch 
jeder abgeben“ könnte. 
Das Präsidium unserer Universität hegt of-
fenbar ein grundsätzliches Misstrauen ge-
genüber Studierenden. Dies widerspricht dem 
Geist des NHG (Niedersächsisches Hochschul-
gesetz), welches eine Universität der Grup-
pen (Lehrende, Studierende und Arbeitneh-
merInnen der Universität) vorsieht. Hierzu 
gehört auch, dass die Gruppen sich unterei-
nander vertrauen. Auch das bürgerliche Ge-
setzbuch geht davon aus, dass wenn beide 
Eltern erklären, dass sie ihr Kind gemein-
sam erziehen, dies auch tun. 
Wir bitten deshalb all diejenigen, die von 
den oben genannten Problemen betroffen sind, 
sich an uns zu wenden, damit wir das weitere 
Vorgehen besprechen können.

++ Für den Erhalt der Immaturen-
prüfung

Auf der Senatssitzung vom 22.11.06 teilte 
das Uni-Präsidium um Herrn Barke mit, dass 
die Uni Hannover in Zukunft keine Imma-
turenprüfung mehr abnehmen wird. Diese Prü-
fung wird jedoch noch in Oldenburg und Os-
nabrück abgenommen. Dies spare dann eine 
halbe Stelle. 
Doch was verbirgt sich hinter dieser Imma-
turenprüfung?
In Niedersachsen gibt es die Möglichkeit 
eine Hochschulzugangberechtigung ohne Abi-
tur zu erlangen. Dies ist in der Verordnung 
über den Erwerb der fachbezogenen Hoch-
schulzugangsberechtigung durch Prüfung ge-
regelt. Durch Ablegen der genannten Prüfung 
ist der Prüfling berechtigt an jeder Hoch-
schule in Niedersachsen, in dem von ihm ge-
wählten Fach zu studieren. 
Voraussetzung für die Zulassung ist eine 
abgeschlossenen Ausbildung und anschlie-
ßende Berufstätigkeit oder ein 5 jährige 
Berufstätigkeit. Das Erziehen von Kindern 
oder das Pflegen von Angehörigen wird dabei 
als Berufstätigkeit angerechnet. 
Es handelt sich somit um eine Möglichkeit 
über den sogenannten zweiten Bildungsweg zu 
studieren. Viele dieser KommilitonInnen ha-
ben Kinder und sind nebenher auch noch voll 
berufstätig. Ein Weg nach Osnabrück oder 
Oldenburg ist für sie eine schier unüber-
brückbare Hürde. Die Immaturenprüfung ist 
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für viele der einzige Weg noch einmal zu 
studieren. Diesen Weg will das Präsidium 
nun in Hannover verbauen. Es wurde nicht 
einmal für nötig erachtet in der Hochschul-
rektorenkonferenz eine finanzielle Umlage 
der Kosten anzuregen.
Der AStA spricht sich für einen Erhalt der 
Immaturenprüfung an der Uni Hannover aus. 
Hierzu werden wir mit dem Personalrat und 
den im DGB vertretenen Gewerkschaften kämp-
fen. 

++ Studiengebührenboykott ge-
scheitert -–Einschüchterung des 
Ministers erfolgreich

Der vom AStA organisierte Boykott der Stu-
diengebühren an der Uni Hannover ist seit 
dem 31.1. beendet.

Ein Viertel der Studierenden hätten jeweils 
500 Euro an ein von der Rechtsanwaltskanzlei 
Rischmüller-Pörtner und Dr. Miersch verwal-
tetes Treuhandkonto überweisen sollen. Von 
den benötigten 5.000 Überweisungen gingen 
bis zum Stichtag jedoch nur etwa 1.250 ein. 
Die sich bereits auf dem Treuhandkonto be-
findenden Gelder werden daher jetzt frist-
gerecht an die Universität weiter überwie-
sen. 

Dazu AStA-Referent und Sprecher der Lande-
sAStenkonferenz Daniel Josten: „Hauptursa-
che für die geringe Beteiligung ist die bei 
vielen Studierenden vorhandene Angst vor 
dem Risiko der Exmatrikulation. Die von Mi-
nister Stratmann immer wieder in der Presse 
und in E-Mails an die Studierenden geschür-
te Angst vor dem Verlust des Studienplatzes 
zeigte offenbar Wirkung.“ 

Vor allem für ausländische Studierende bei 
denen die Immatrikulation an den Aufent-
haltsstatus gekoppelt ist, war das Risiko 
einer Exmatrikulation zu hoch. Studierende 
die die Studiengebühren nicht finanzieren 
können und auf das Studienbeitragsdarlehen 
des Landes Niedersachsen angewiesen sind, 
konnten am Boykott ebenfalls nicht teilneh-
men, da das Geld direkt an die Uni überwie-
sen wird.

Dennoch wertet der AStA die Aktion nicht als 
Misserfolg. Trotz hohen Risikos und Drohku-
lisse von Seiten des Ministeriums hat sich 
eine große Zahl von Studierenden beteili-
gt. Daneben gab es viele Solidaritätsbekun-
dungen von ehemaligen oder von den Gebühren 
befreiten Studierenden und Langzeitstudie-
renden. 
Mehr über den Boykott ab Seite xy

++ Arbeit gesucht und draufgezahlt 
- Jahresinserat.de

Sachen gibt’s, die gibt’s gar nicht. Gerade 
ausländische Studierende tappen bisweilen 
in Fallen dubioser Geschäftemacher. Jahres-
inserat.de (DoGerGo GmbH, Berlin) hat darü-
ber hinaus bereits bei Verbraucherzentralen 
Schlagzeilen gemacht.
Da war dieses kleine Arbeitsangebot in 
einem hannöverschen Umsonstkäseblatt. Ein 
Vertragspartner (Fa. Elgner, Hannover) des 
genannten Internetportals warb mit Ver-
dienstmöglichkeiten. Letztlich hat man die 
Ehre für zwei Jahre ein, natürlich super er-
folgreiches, Arbeitsgesuch ins Internet zu 
stellen - macht schlappe 144€ für eine po-
pelige Textanzeige. Obskur: Der werte Ver-
tragspartner bietet einem „netterweise“ die 
Wahl, nur die Anzeige zu schalten, oder, 
für das gleiche Geld, zusätzlich ein Zeit-
schriftenabonnement für zwei Jahre zu bezie-
hen. Letzteres wird eindringlichst nahege-
legt, offenbart den utopischen Preis für die 
Anzeige und macht die Angelegenheit komplett 
zur verkappten Drückerkolonne. Das Drängen 
zum Abo geschieht wahrscheinlich auch zur 
Wahrung eines nebligen rechtlichen Scheins 
für eine absurde Anzeige, die keine Reso-
nanz erfährt. Absurd nicht zuletzt deshalb, 
weil unsere Bemühungen über Informationen 
des Portals Arbeitskräfte im PLZ-Bereich 
Hannover telefonisch anzusprechen, meist im 
Nirwana oder bei Unwissenden endeten. Be-
kannter ist die Masche für Versprechungen, 
mit dem eigenen Auto Geld zu verdienen: Da-
hinter verbirgt sich die versprochene Su-
che von Werbepartnern, die einem was aufs 
Auto pappen und dafür bezahlen. Netterweise 
schaltet der Anbieter einem dafür eine ko-
stenpflichtige Suchanzeige und erstmal ist 
bezahlen angesagt.  
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LeserInnen-Briefe

Diese Rubrik ist für euch LeserInnen! Wenn ihr Kritik, Lob, Anmerkungen oder sonstiges zu unserer Zeitung Kon-
trASt äußern wollt, ist hier der Platz dafür, wobei wir natürlich Lobeshymnen viel lieber veröffentlichen als Kritik!
Einfach eine Mail an kontrast@asta-hannover.de schreiben. Selbstverständlich behalten wir uns vor, eingerei-
chte LeserInnenbriefe zu kürzen. Auch geben die hier abgedruckten Zeilen nicht die Meinung des AStA bzw. der 
Redaktion wieder. 
Veröffentlicht wird nur wenn der Redaktion der Name des Verfassers/ der Verfasserin bekannt ist.

Wie FEIGE sind Studenten 
von heute

Ein schwarzer Tag in Hannovers Stu-
denten Geschichte, eine Schweigemi-
nute für den Tod des Gemeinschaft-
denkens!

Das Ergebnis des Gebührenboykotts 
war nicht nur enttäuschend, um ehr-
lich zu sein war es unter aller „Sau“.

Wir sind insgesamt 22 000 Studieren-
de, von denen grob geschätzt 
15 000 den Boykott hätten unterstüt-
zen können. Tatsächlich haben
nur 1250 Studenten  den Mut mitzu-
machen. Mut ist vielleicht nicht 
richtig ausgedrückt, DA ES NUR EIN 
GERINGES RISKO GAB!
Es stimmt, dass wir exmatrikuliert 
werden können. Allerdings haben 
manche Leute  wohl die Tatsache, 
dass die Universität uns erst anmah-
nen muss, überhören wollen. Auch 
die Tatsache, dass wir das Geld so-
fort hätten weiterleiten können, wurde 
schlichtweg überhört. IST EUCH DIE 
ZUKUNFT EGAL? Auf die Nachfra-
gen, die ich innerhalb meines studie-
renden Kreises gestellt habe, wurde 
das Nichtmitmachen des Boykotts wie 
folgt begründet:

1. 
Das bringt doch sowieso nichts.

2.
Meine Eltern wollten das nicht.

3. 
Ich will nicht exmatrikuliert werden.

4.
Ich habe doch das Geld, mich interes-
siert das nicht.

Und so weiter und so fort.

DAS SIND FAULE AUSREDEN!!!

Zu 1.
Ich habe noch nie gesehen, dass je-
mand vom Nichtstun irgendetwas er-
reicht hat und selbst wenn Ihr der Mei-
nung seid, dass es ja eh nichts bringt, 
hättet Ihr ja trotzdem mitmachen kön-
nen. Geschadet hätte es nicht!

Zu 2.
Wenn es Euren Eltern gefällt und 
Spaß macht, Eure Studiengebühren 
zu bezahlen; auf Anfrage gebe ich 
Euch gerne meine Bankdaten, dann 
können Eure Eltern auch für mich 
bezahlen. Ich bezweifele, dass Eure 
Eltern das so toll finden, 500 Euro für 
Euch zu berappen. 

Zu 3.
Wie oben schon angegeben, bestand 
kein großes Risiko.  Das ist schlicht-
weg nur eine Ausrede für Eure Faul-
heit und Feigheit!

Zu 4.
Es ist schön, dass manche Leute 
privilegiert sind. Auch in diesem Fall 
gebe ich gerne meine Bankdaten wei-

ter und für die, die der Meinung sind, 
dass Leute, die weniger privilegiert 
sind, nicht studieren sollten, meine 
Name ist Désirée Nowak; Ihr könnt 
gerne bei mir vorbeischauen zwecks 
eines Tritts in den Allerwertesten ins 
19. Jahrhundert zurück. 

Weitere Nachfragen haben ergeben, 
dass der Boykott schlecht aufgezo-
gen wurde, Informationsmangel und 
so weiter. Dazu kann ich nur sagen: 
Die ASTA hat eine Website und ist 
mit Sicherheit dankbar für Verbesse-
rungsvorschläge. 

Die letzten Jahre, die ich gearbeitet 
habe, musste ich leider feststellen, 
dass es kaum Möglichkeiten gibt, et-
was zu ändern, z. B. Lohnkürzungen, 
Fahrtkostenpauschale, Arbeitszeitver-
änderungen und einiges mehr. Auch 
diese Probleme werden Euch früher 
oder später begegnen. Das sind Din-
ge, gegen die Ihr nichts tun könnt.

Aber einmal im Leben haben wir eine 
Chance, etwas zu bewegen und wir 
sind so dumm und nehmen sie nicht 
wahr. Ich begreife Eure Ignoranz 
nicht. 

Ich bin gerade im ersten Semester und 
habe die Dringlichkeit des Boykotts 
schon jetzt begriffen. Es ist von der 
Regierung geplant, ab 2009 pro Se-
mester eine Studiengebühr von 1.000 
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Euro zu erheben. Was, Ihr könnt das 
noch bezahlen? Es ist mit den neuen 
Studiengängen schwer genug, über-
haupt seinen Studienplatz zu halten. 
Der Zeitaufwand, bei dem Boykott 
mitzumachen, ist minimal. 
WAS GLAUBT IHR DENN, WIE-
VIEL ZEIT EUCH ZUM STUDIE-
REN BLEIBT, WENN IHR NEBEN-
BEI NOCH VOLLZEIT ARBEITEN 
MÜSST? 

Die meiste Wut überkommt mich, 
wenn ich darüber nachdenke, dass 
das Bildungsministerium uns nach 
dieser missglückten Aktion auslacht. 
Verständlich – wie sollen die uns auch 
ernst nehmen? 

In den 70er oder 80er Jahren wurde 
schon einmal die Einführung von Stu-

diengebühren verhindert. Bedauerli-
cherweise ist von dem Kampfgeist der 
damaligen Studenten nichts übrig ge-
blieben. ARMES DEUTSCHLAND!!! 
Wir sollten uns gemeinsam hinstellen 
und uns schämen für unsere Igno-
ranz. 

Im nächsten Semester sollten wir da-
für sorgen, dass der Regierung das 
Lachen vergeht oder wollt Ihr für Eure 
Kinder irgendwann 2.000 Euro pro 
Semester bezahlen? 

Désirée Nowak
Pflanzenbiotechnologie
1. Semester (Geb. 1981)
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Seit einiger Zeit erreichen die BAföG- 
und Sozialberatung mehr und mehr 
Anfragen wegen Beurlaubungen. Die-
ser Artikel klärt, wie es zu dieser Häu-
fung von Anfragen gekommen ist und 
was dahinter steckt. 

Jeder/Jede Studierende hat das 
Recht auf vier Urlaubssemester in-
nerhalb seines/ihres Studiums, wobei 
nur jeweils zwei aufeinander folgen 
dürfen.  Das Gute an Beurlaubungen 
ist, dass mensch keine Studienge-
bühren zahlen muss. Dies gilt auch 
weiterhin. Viele Studierende nutzten 
diese Möglichkeit in der Vergangen-
heit – genauer seit der Einführung von 
Langzeitstudiengebühren – dazu, um 
den Gebühren während des Schrei-
bens der Abschlussarbeit zu entkom-
men. In dieser Phase des Studiums 
bleibt oft nicht genügend Zeit, um für 
den eigenen Lebensunterhalt zu sor-
gen. So konnte mensch - in einer Zeit, 
wo das Geld ohnehin knapp ist - we-

nigstens um die Gebühren kommen 
und etwas Geld für den Alltag sparen. 
Es gibt zwar auch Hilfen und Kredite, 
um den Studienabschluss einfacher 
zu gestalten, jedoch kann es vielfäl-
tige Gründe geben, diese nicht in An-
spruch zu nehmen.

Die Beratungspraxis des Prüfungs- 
als auch des Immatrikulationsamtes 
zu diesem Thema sah bisher so aus, 
dass Studierenden die Möglichkeit 
eingeräumt wurde, sich während der 
Abschlussphase zu beurlauben. Dies 
ist nach der Immatrikulationsordnung 
von 1991, die noch immer gilt, eigent-
lich nicht möglich. Dort steht in §8(5), 
dass während eines Urlaubsemesters 
keine Lehrveranstaltungen besucht 
und keine Leistungsnachweise oder 
Prüfungen abgelegt werden dürfen. 
Über diese Regelung hat sich die Uni 
in der Vergangenheit netterweise hin-
weggesetzt und anders beraten. 

Seit Dezember letzten Jahres hat sich 
die Beratung der Uni deutlich verän-
dert. Das bisherige Verfahren soll ab 
sofort nicht mehr möglich sein. Dazu 
schreibt die Rechtsabteilung der Uni in 
einer Stellungnahme vom 26.01.2007 
„[...] Dieses war unproblematisch, so-
lange es keine Studienbeiträge gab. 
Inzwischen versuchen Studierende, 
die Beitragspflicht zu umgehen. Sie 
melden sich zu Prüfungen an und 
möchten sich anschließend beurlau-
ben lassen. [...]“.  

Ab sofort wird also nach dem oben 
genannten §8(5) der Immatrikulati-
onsordnung verfahren. Auch die Be-
ratungspraxis des Prüfungs- als auch 
des Immatrikulationsamtes hat sich 
auf diese Veränderung eingestellt. 
Es ist nun nicht mehr möglich, in der 
Prüfungsphase beurlaubt zu sein. 
Dementsprechend kann mensch sich 
auch nicht mehr für Prüfungen anmel-
den während einer Beurlaubung. Dies 

Was haben Beurlaubungen eigentlich 
mit Studiengebühren zu tun?
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macht es für viele Studierende in der 
Abschlussphase umso schwieriger, 
da sie mit der „alten“ Regelung gep-
lant haben. Für diese Studierenden 
soll es eine Übergangsregelung ge-
ben. Wie diese aussehen kann und 
wann sie angewendet wird, ist nach 
einer Auskunft eines AStA-Referenten 
nicht klar.

Nun ist das Präsidium natürlich nicht 
vollkommen „unmenschlich“ und hat in 
einem Entscheid vom 16.08.2006 ein 
wenig Entgegenkommen gezeigt. Das 
Problem dieses Beschluss ist seine 
Interpretationsoffenheit. Es liest sich 
wie folgt: „Wenn eine wirtschaftliche 
Notlage im Abschlusssemester vor-
liegt, werden beide Studierendengrup-
pen (sowohl studienbeitragspflichtige, 
als auch langzeitgebührenpflichtige) 
von der Zahlung befreit.“ Was genau 
eine wirtschaftliche Notlage ist, steht 
nirgends erklärt. Es geht das Gerücht 
um, dass Studierende unterhalb eines 
Einkommens von 580€ von den Studi-
engebühren für das Abschlussseme-
ster befreit werden können. Schriftlich 
fixiert ist dieser Betrag wohl nicht.

Auf formaler Ebene dürfte es auch 
nach anwaltlicher Auskunft keine 
Möglichkeiten geben, gegen diese 
Verfahrensänderung vorzugehen. 

Schließlich wird nur formales Recht 
von 1991 umgesetzt, welches bisher 
von Seiten der Uni sehr locker ge-
handhabt wurde. Auch scheint das 
Präsidium zu Gesprächen nicht be-
reit, da ihr eine Menge eingeplanten 
Geldes verloren ginge (es sollen nach 
unbestätigten Informationen etwa 3 
Millionen Euro sein). Ein weiteres Ar-
gument des Präsidiums ist, dass es 
unsolidarisch von Studierenden ge-
genüber ihren KommilitonInnen sei, 
auf die alten Regeln zu bestehen, da 
sich dadurch die Studienbedingungen 
verschlechtern würden.

Nach und nach zeigen sich so die 
Auswirkungen der Studiengebühren-
einführung mit all den vorausgesagten 
Folgen von sozialer Ungleichheit bis 
hin zu Konkurrenz zwischen Studie-
renden. Diese Konkurrenzsituation 
und der große Druck, der auf den Stu-
dierenden ruht, könnte auch mit ein 
Grund dafür sein, dass vielerorts die 
Studiengebührenboykotte, als weitere 
Versuche, die Gebühren abzuwen-
den, gescheitert sind.

... ach ... noch eine „alte Gewohnheit“ 
müssen Studierende zukünftig able-
gen. Bisher reichte es, die Studien-

beiträge im Falle des Sommerseme-
sters bis zum 31.03. zu zahlen, um 
nicht exmatrikuliert zu werden. Auch 
dies ist nach neuem NHG (Nieder-
sächsischesHochschulGesetz) nicht 
mehr möglich. So folgt nach Verstrei-
chen der Mahnfrist die automatische 
Exmatrikulation. Dies bestätigt auch 
AStA-Referent Daniel Josten in einer 
Mail vom 12.02.2007.

O-Ton: „Jut, habt da sonst noch Fra-
gen, kommt vorbei!“

Eure BAföG- und Sozialberatung

Ihr findet uns direkt im 

AStA im Theoder-Lessing-Haus
	   Welfengarten 1
	   30167 Hannover
	   Tel.: 0511 / 762 – 5062

Sprechzeiten:

Siehe Aushang im AStA oder auf 
www.asta-hannover.de

Bafög- und Sozialberatung
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Nicht nur die Deutsche Bahn AG 
musste in der Nacht von Donners-
tag, den 18.01. auf Freitag, den 19.01 
große Verluste hinnehmen. Die par-
teinahen Hochschulgruppen haben 
durchgängig in allen Gremien an Stim-
men und damit auch an Sitzen einge-
büßt. Freuen können sich hingegen 
die Fachschaftslisten. Sie besetzten 
nun diverse Schlüsselpositionen und 
verfügen über eine breite Mehrheit im 
Studentischen Rat und Fakultätsfach-
schaftsräten.

Dieses Ergebnis verwundert umso 
mehr, als dass im Wahlkampf ein 
vertrautes Bild herrschte. Die Juso 
Hochschulgruppe war großfl ächig mit 
ihren inzwischen bekannten Plakaten 
vertreten. Die Linke Hochschulgruppe 
und der RCDS schlossen in Sachen 
professioneller Gestaltung dazu auf. 
Einige Fachschaften reihten sich in 
das Bild. Die Wahlprogramme kamen 
mit alt bewährtem daher. Gegen Stu-
diengebühren und für eine Verbesse-
rung der Lehre wurde gekämpft. Die 
Prüfungsleistungen sollten runter, die 
Bibliotheksöffnungszeiten rauf. 

Doch der versierte politische Beo-
bachter stellte Unterschiede in der 
Aufstellung der Listen fest. So stell-
te sich erstmals RALF zur Wahl. Die 
Liste, die sich als Antwort auf die Al-
ternative Liste Fachschaften (ALF) 
an der Juristischen Fakultät versteht 
und auch eine ähnliche Interneta-
dresse verwendet, geriert sich auf der 
dort befi ndlichen Internetseite zwar 
als eine Art „Spaß-Guerilla“ an der 
der junge Fitz Teufel sicherlich sei-
nen Spaß gehabt hätte, jedoch sollte 
man (oder hier mensch) sie vielleicht 
nicht unterschätzen. Zwei amtierende 
AStA-Referenten (Friederike Beier 
und Ole Petersen) stehen auf ihren 
Lisen. Zudem konnte RALF sich Plät-
ze im Studentischen Rat und dem Fa-
kultätsfachschaftsrat der Juristischen 

Fakultät sichern. Man wird sehen, 
was im nächsten Jahr von ihnen zu 
erwarten ist. Zum Einstand auf der 
konstituierenden Sitzung versprachen 
sie jedenfalls schon mal Popkorn und 
Bier.

Doch auch im politischen Establish-
ment taten sich neue Kon-
stellationen auf. 
Nennens-
wert ist 
h i e r 
s i -

c h e r 
die Auf- l ö s u n g 
eines der erfolgreichsten Bünd-
nisse zu den Senatswahlen. 
„Fachschaftsräte und Linke“, 
die alte g e m e i n -
s a m e Liste 

a u s 
J u - sos, Die 
Linke und Fachschaften 
hat sich in zwei Lager 
geteilt. So blieben den Jusos die 
basisdemokratische Fachschaft Sozi-
alwissenschaften, der und Studieren-
denrat Geschichte erhalten. Die Wirt-

schaftswissenschaften, die Chemiker, 
Mathe Physik, Maschinenbau und Na-
turwissenschaften schlossen sich un-
ter dem Label „Eure Fachschaftsräte“ 
zusammen. Ein Bruch, der sicherlich 
nicht nur auf den Senat Auswirkungen 
haben dürfte.

Senat

Das Wahlergebnis für 
den Senat stand ganz 
im Lichte von „Eure 

Fachschaftsräte“, die 
mit einer überwälti-

genden 
M e h r -
h e i t 

gleich beide Sitze holen konnten. 
Sebastian Liebscher (Wirtschaftswis-
senschaften) und Anke Kannewischer 
(Chemie) werden die Studierenden 

Uniwahlen 2007: 
Versuch einer Analyse
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der Leibniz Universität im nächsten 
Jahr vertreten. „Fachschaften, Jusos 
und Die Linke“ konnten dem mit ihrer 
Spitzenkandidatin Janine Hamilton 
nur wenig entgegensetzten. Noch da-
hinter reihte sich der RCDS ein, der 
gemeinsam mit ALF und LiCa in einer 
Zählgemeinschaft mit dem Namen 
„Frei Allianz“ antrat. Ihr Spitzenkan-
didat, der amtierende Senator Matthi-
as Wehrung wird daher nicht mehr in 
den neuen Senat einziehen können. 
Er soll es jedoch mit großer Fassung 
getragen haben, wie Mitglieder des 
Wahlausschusses berichten.

Dieses Ergebnis, dass sich zumindest 
mittelbar auch auf die Besetzung der 
wichtigen zentralen Kommissionen für 
Haushalt und Lehre auswirken dürfte, 
überraschte auch die designierte Se-
natorin Anke Kannewischer. „Wir ha-
ben kaum Wahlkampf gemacht und 
nicht damit gerechnet, beide Sitze 
zu kriegen“ so die Gewählte, die den 
Wahlkampf laut eigenen Angaben im 
Klausurstress erlebte. Anke Kannewi-
scher hat sich bisher in zahlreichen 
Gremien der Universität engagiert. 
Die StuRa-Abgeordnete wirkte im Ar-
beitskreis Bachelor/Master und der 
sog. Hannover AG mit. Seit letztem 
Jahr sitzt sie zudem im studentischen 
Ältestenrat.

Studentischer Rat 
(StuRa)

Auch im StuRa konnten die Mitglieder 
dieses Listenbündnisses einiges an 
Sitzen gutmachen. Zwar bleibt der 
RCDS die stärkste Gruppe, jedoch 
musste er ebenso wie Jusos, Grüne 
und Die Linke einen Sitz abgeben. So 
kann sich der RCDS-Spitzenkandidat 
Armin Kockel über diesen Vorsprung 
durchaus freuen, gibt jedoch zu be-
denken dass „die diesjährige Wahl-

beteiligung den Schluss zulässt, dass 
die Studierenden den Fachschaftsli-
sten schlicht mehr zutrauen als den 
überregional organisierten und po-
litisch nicht unvoreingenommenen 
Gruppen.“ Er gibt daher zu bedenken, 
dass „alle parteipolitischen Vertre-
ter darüber nachdenken sollten, was 
gegenseitige Schuldzuweisungen 
wert sind: Vertrauen in das eigene 
Programm scheinen sie ja durchweg 
nicht hervorzurufen.“

Verwunderlich ist zudem, dass der 
vom AStA ins Leben gerufene Gebüh-
renboykott den Listen, die AStA-Refe-
renten stellen, derart wenig an Stim-
men gebracht hat. War dies doch eine 
Aktion, die nicht nur innerhalb der Uni-
versität zur Kenntnis genommen und 
spätestens seit der Versendung von 
Briefen an alle Studierenden auch 
intensiv diskutiert wurde. Listen wie 
„Jusos und Unabhängige“ und „Die 
Linke“ haben hier ihre Wahlverspre-
chen eingelöst und im Wahlkampf 
auf ihren Anteil daran hingewiesen. 
Sollten auch hier die Wählerinnen 
und Wähler diese Aktion mehr mit den 
Fachschaften in Verbindung gebracht 
haben, die als Mitinitiatoren auf ent-
sprechenden Informationen genannt 
wurden?

Zwar wird über die endgültige Sitzver-
teilung im StuRa noch in den konsti-
tuierenden Sitzungen der Fakultäts-
fachschaftsräte entscheiden, in der 
diese ihre Delegierten zu benennen 
haben, jedoch ist eines bereits jetzt 
klar: Ein von den Fachschaften nicht 
gestützter AStA dürfte es schwer ha-
ben. Und ob Jusos und Die Linke 
wieder die dominierenden Gruppen 
im neuen AStA sind, wird man wohl 
abwarten müssen.

Fakultätsräte/ Fakultäts-
fachschaftsräte

Bei den Fakultätsfachschaftsräten hat 
sich der oben angedeutete Trend wei-
ter manifestiert. Jusos und Die Lin-
ke konnten bei der Philosophischen 
Fakultät eine hohe Sitzzahl für sich 
entscheiden. Gemeinsam mit den 
Stimmen des diesen Gruppen nahe 
stehenden Studierendrat Geschichte 
dürfte ihnen dies Einfluss und Dele-
gierte sichern. Jedoch sind auch hier 
die anderen Fachschaften sehr stark. 
Da dieser Fakultätsfachschaftsrat 
zudem bisher eher als eine Art Par-
lament der Fakultät ohne direkte Ein-
flussmöglichkeiten auf die eigentliche 
Arbeit der sich darunter konstituie-
renden Fachschaften aufgetreten ist, 
dürfte sich hier keine große Verände-
rung gegenüber dem letzten Jahr er-
geben.

Starke Änderungen hat es an der Juri-
stischen Fakultät gegeben. Hier muss-
ten die Jusos ihren Sitz im Fakultätsrat 
abgeben, den Spitzenkandidat Daniel 
Brunkhorst somit nicht von seinem 
Vorgänger übernehmen kann. Zudem 
verloren Jusos und RCDS deutlich an 
Sitzen in der Fachschaft. Als Gewin-
ner dieser Wahl kann sich somit ALF 
sehen. Die absolute Mehrheit in der 
Fachschaft und beide Sitze im Fakul-
tätsrat. Damit dürften die Verteilung 
von Kommissionsplätzen vorgeben 
sein. Jusos und RCDS könnten somit 
dauerhaft ihre wichtigste Basis ver-
lieren. Neu hinzugekommen ist hier 
„RALF“ mit einem Sitz. Inwieweit sich 
hier jedoch Einflussmöglichkeiten für 
die Gruppe ergeben, scheint fraglich

.
Sven Hasenstab

Erstveröffentlichung auf 
www.eisbergonline.de 
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Das neue Semester hat 
begonnen. Es hat begon-
nen und kostet von nun 
an 735 Euro. Dies merkt 
der/ die Studierende nicht 
nur auf seinem Konto, 
sondern auch an anderen 
Veränderungen in sei-
nem oder ihren Unialltag. 
Sie zeigen sich in den 
längeren Öffnungszeiten 
der Bibliotheken und an 
den gratis Vorlesungsver-
zeichnissen, die zu Mas-
sen an den Ausgabestel-
len herumliegen und fast 
dazu einladen, doch meh-
rere besitzen zu wollen. 
Das Streben um die Sym-
pathien der Studierenden 
scheint eröffnet; der Be-
weis, Studiengebühren 
erhöhten die Qualität des 
Studiums, soll nun offen-
bar erbracht werden. Ob 
das geschenkte Vorle-
sungsverzeichnis im Wert 
von ein oder zwei Euro die 
500 gezahlten vergessen 
machen lässt, ist fraglich. 
Erfreulicher hingegen sind 
tatsächlich die verlänger-
ten Öffnungszeiten auch 
an kleineren Bibliotheks-
standorten, eine Maßnah-
me, die jedoch vor den 
Kürzungen durch das Hochschulop-
timierungskonzept (HOK) die Norm 
war.
Die Studiengebühren sind eingeführt 
und der jahrelange Kampf der Studie-
renden für eine freie Bildung scheint 
damit verloren zu sein. Zunächst ging 
es nur um Verwaltungsbeiträge, dann 
um Langzeitstudiengebühren, nun um 
die allgemeinen Studiengebühren, 
die die Kontinuität der neoliberalen 
Politik, nicht nur im Bereich des Bil-
dungssektors, deutlich machen. Die 
Bildungspolitik steht in einem größe-
ren Kontext, denn die Kürzungen im 
Sozialbereich gehören seit Jahren zur 
Normalität.

Und doch, mit dem wachsenden 
Druck, der auf den Studierenden 
durch das Aufbringen der Gebühren, 
aber auch durch verschärfte Studien-
bedingungen sowie dem Bachelor-
Master-System lastet, wächst nicht die 
Bereitschaft der Studierendenschaft 
zur Hochschulpolitik. Die stagnieren-
de Wahlbeteiligung an den Uniwahlen 
liegt seit Jahren unter 20% der Wäh-
lerInnenschaft, was sich auch 2007 
wieder bestätigte. Zur letzten uni-
weiten Vollversammlung kamen von 
den über 22 000 Studierenden nur 
knapp 500. Und auch der Versuch, 
die gesetzlich eingeführten Studien-
gebühren durch eine breite Solidarität 
unter den Studierenden und direkte 

Aktion des ein-
fachen Boykottie-
rens der Zahlung 
zu verhindern ist 
gescheitert. Ob 
dies auf das Des-
interesse der Stu-
dierenden oder 
das bewusste Ab-
lehnen des Boy-
kotts zurückzu-
führen ist, ist die 
Frage, deren Be-
antwortung auch 
wegweisend für 
weitere Aktionen 
an der Universität 
sein wird. 
Positiv zu bemer-
ken ist die eigen-
ständige Bildung 
eines ‚Arbeits-
kreises Studien-
gebührenboykott’, 
der sich ohne 
enge Bindungen 
an irgendwelche 
h o c h s c h u l p o l i -
tischen Gruppen 
unter dem gemein-
samen Konsens 
der Ablehnung 
der Gebühren zu-
sammenfand und, 
zusammengesetzt 
aus Menschen völ-

lig unterschiedlicher Studienbereiche, 
nicht nur der „üblichen Verdächtigen“, 
sondern auch unter Beteiligung von 
Maschbauern und E-Technikern, ein 
breites Spektrum der Studierenden zu 
repräsentieren glaubte. Eben diese 
Breite der Studierendenschaft sollte 
auch durch eine offene und breit an-
gelegte Kampagne erreicht werden. 
Der Überlegung folgend, vielen 
könnte das Engagement an der Uni 
‚zu links’ sein, sie könnten Angst ha-
ben in ‚hochtrabenden, theoretischen 
Diskussionen gelangweilt zu werden’, 
sollte es Interessierten möglichst ein-
fach gemacht werden. Mit Parties, 
bunten Flyern und Kondomen mit dem 

Meinung 1: Der Studiengebühren-     
boykott ist gescheitert
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mehr oder weniger lustigen Spruch 
‚Boykott is hot’ war erhofft worden, 
Berührungsängste zu überwinden. 
Weiterhin sollten diverse Veranstal-
tungen auch mit den das Treuhand-
konto verwaltenden Rechtsanwälten, 
persönliche Anschreiben per Brief 
und Email an alle Studierenden und 
seit Dezember an allen Mensa- und 
Fachbereichsstandorten fast täglich 
stehenden Infotischen die inhaltliche 
Auseinandersetzung ermöglichen. 
Trotzdem gelang es anscheinend 
nicht die Studierenden im notwen-
digen Maße zu erreichen, obwohl ge-
rade bei den Infoständen im direkten 
Kontakt fast der Eindruck einer Über-
information entstand und die Reakti-
on meist ‚kenn ich schon’ lautete. Of-
fenbar kannten die Studierenden das 
also alles schon. Und wer mit offenen 

Augen durch die Uni, in die Mensa, 
durch den Welfengarten geht, in der 
U-Bahn oder vorm Rechner sitz und 
Emails checkt oder auch nur ab und 
zu den Briefkasten leert konnte den 
Aufruf zum Boykott nicht nicht bemer-
ken. 
Leider gab es bei der Vermittlung 
des Boykotts, außer von Seiten des 
AStA viel zu wenig Unterstützung 
von anderen Gruppen an der Univer-
sität. Obwohl die ‚heiße Phase’ der 
Bewerbung der Studierenden sogar 
in der Zeit der Uniwahl fiel, bei der 
doch fast alle Hochschulgruppen und 
Fachschaften die Ablehnung der Stu-
diengebühren in ihren Wahlkatalog 
geschrieben hatten, fanden kaum ei-
genständigen Aktionen zur Unterstüt-
zung des Boykotts statt.

Die Diskussion um die Rechtmäßig-
keit von Studiengebühren war da, und 
ist es noch. Mehrere Meinungsbilder 
zeigten die prinzipielle Ablehnung von 
Gebühren beim Großteil der Studie-
renden. Wie passt diese prinzipielle 
Ablehnung der Studiengebühren in 
der Lehre mit der mangelnden Teil-
nahme an der tatkräftigen Umsetzung 
dieser Überzeugung eben im Studi-
engebührenboykott zusammen? Das 
Scheitern des Boykotts bedeutet jetzt 
nicht die Zustimmung zu den Gebüh-
ren, es ist vor allem ein eindrucks-
volles Beispiel der mangelnden Be-
reitschaft der Studierendenschaft in 
Hannover für ihre Interessen einzutre-
ten. Ebenso ein Beispiel ihrer Angst, 
herbeigeführt durch das Druckmittel 
der Exmatrikulation; Und es zeigt sich 
vielleicht auch die Abhängigkeit vieler 
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Für viele hat sich das Thema Studi-
engebühren und der Protest dagegen 
spätestens jetzt erledigt, nachdem 
der erste Boykott nicht die angepeilte 
Marke von 5.000 Studierenden an der 
Uni Hannover erreicht hat. Eine große 
Enttäuschung machte sich mit der 
Bekanntgabe der Teilnahmequote ab 
dem 31.1. unter Aktiven und Passiven 
rund um Organisation, Mithilfe und 
Teilnahme breit.

Die Macht der 
Enttäuschung
   
„Unsre ganze Arbeit war doch um-
sonst...“, hörte man der letzten Wo-

chen aus manchem hoch engagiertem 
Munde. Tage und Nächte haben sich 
die Mitglieder des AStA und des Ar-
beitskreises Gebührenboykott um die 
Ohren geschlagen, haben viele per-
sönliche Opfer gebracht und unglaub-
liche Energie in die gewaltige Aufga-
be gesteckt, die 20.000 Studierenden 
der Uni Hannover zu informieren, 
ihnen Mut und eine selbstbewusste 
Handlungsebene zuzutragen und sie 
dazu zu bewegen, sich für ihre Sache 
zukunftsweisend einzusetzen. Beson-
ders die ehrenamtlichen Arbeitskreis-
lerInnen haben zu Lasten ihres Stu-
diums sehr viel Zeit in die Motivation 
der Studierendenschaft investiert und 
fragen sich nun zum Teil, ob dieses 

persönliche Opfer nicht völlig um-
sonst erbracht wurde. „Was haben wir 
denn schon erreicht?“ – eine Frage, 
die sich wie folgt beantworten ließe: 
Zuallererst sind wir nicht so töricht 
und ignorant gewesen, einen so 
dreisten wie vorsätzlichen Einschnitt 
in die anzustrebende soziale Ge-
rechtigkeit unseres Bildungssystems 
hirnlos und hilflos hinzunehmen. Auch 
wenn dies in einer Gesellschaft, die 
sich gerne als einigermaßen „aufge-
klärt“ und „verantwortungsbewusst“ 
lobpreist, eigentlich selbstverständ-
lich sein sollte, so ist es dieses doch 
leider nicht. Auch ist es leider unter 
den sogenannten „Gebildeten“ (ja 
richtig, das sollen wir Studis sein und 

Meinung 2: Nach dem Boykott ist vor 
dem Boykott

von ihren genauso ängstlichen und 
resignierten Eltern, die in vielen Fällen 
für die Studiengebühren aufkommen 
müssen. Sicherlich hat diese Befürch-
tungen auch die schlechte Presse der 
Madsack-Zeitungen ‚HAZ’ und ‚Neue 
Presse’ mitgeschürt, die bereits Wo-
chen vor dem Überweisungsstichtag 
die Boykottaktion für ‚gescheitert’ er-
klärten.
Trotzdem bedeutet die Nichtteilnahme 
am Boykott des weitaus größten Teils 
der Studierenden eine Absage an 
Mitbestimmung, aktive Partizipation 
und studentische Einbringung in den 
Diskurs der Bildungspolitik. Dass dies 
meist keine bewusste Ablehnung ist, 
sondern das Fehlen der zeitlichen und 
energetischen Kapazität  oder das 
schlichte Desinteresse und die Re-
signation der Studierenden zeigt, ist 
dabei für das Ergebnis nicht wirklich 
bedeutsam. Für den Boykott und jeg-
liches sonstiges politisches Handeln 
bedarf es eben einer Handlung. Und 
diese Handlung bedarf einer Positio-
nierung, in der die unterschiedlichsten 
Aspekte in allen ihren Schattierungen 
eben mit der Tat oder Nicht-Tat in 
Übereinstimmung gebracht werden 
müssen. Für den Boykott gibt es kein 

Dazwischen, die Alternativen lau-
teten Teilnahme oder Nicht -Teilnah-
me; überwiegende Zustimmung oder 
Nicht-Zustimmung. 
Die nicht erfolgte Umsetzung der Über-
zeugung der Ablehnung der Gebüh-
ren lässt sich dabei nicht einmal durch 
das sich Fügen in demokratische Ent-
scheidungsgewalt rechtfertigen , es 
entlarvt auf erschreckende Weise den 
Studierenden als teilnahmslose Kon-
sumierende ihrer Wirklichkeit.
Studierende von Hannover: Ich ver-
achte euch zutiefst.

Nach der Beteiligung von immerhin 
1300 Studierenden von einem Erfolg 
zu sprechen, schließlich seien es drei 
mal soviel 1000 mehr als noch zur 
Vollversammlung gekommen waren, 
ist wohl naiv. Erreicht wurden offenbar 
die durch die Uniwahlen bestätigten 
10 %, die auch sonst am öffentlichen 
universitären Leben teilnehmen. Den-
noch sind 1300 Studierende absolut 
gesehen eine große Anzahl an Men-
schen, die in Relation zu den Bedin-
gungen des Boykotts gesetzt tatsäch-
lich nicht mehr so gering erscheint. 
Niemand weiß aus datenschutzrecht-
lichen Gründen wie viele der Studie-

renden überhaupt teilnehmen konn-
ten. Ein nicht geringer Anteil der über 
20 000 eingeschriebenen ist aus so-
zialen Gründen (Elternschaft, Betreu-
ung von Pflegebedürftigen) von den 
Gebühren befreit. Weiterhin konnten 
Langzeitstudierende aus ihrer ande-
ren Rechtslage heraus nicht teilneh-
men. Und auch die Finanzierung der 
Gebühren über Kredite verhinderte oft 
über die direkte und Ausgaben gebun-
dene Überweisung des Kreditinstituts 
an die Uni das Boykottieren. In Bezie-
hung zu dieser wohl weitaus gerin-
geren Zahl an potentiellen Boykottie-
renden stellen sich die 1300 in einem 
anderen Licht dar. Trotz ihrer Berechti-
gung und wichtigen Bedeutung für die 
Analyse bleiben diese Überlegungen 
aber doch Spekulationen. Gleichzeitig 
wird hier aber auch die Vereinzelung 
der Studierendenschaft in Ausnahme-
fälle und Sondergruppen deutlich, die 
in ihrer Zersplittertheit ein kollektives  
Handeln als Gemeinschaft von Stu-
dierenden verhindert. 
Für die Zukunft bleibt die Stärkung 
und der Erhalt der bestehenden auto-
nomen Strukturen an der Universität. 

lilth ezeterah
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all jene, die sie belehren...) auch nicht 
(mehr) üblich aktiv zu werden, wenn 
eine gleichsam offensichtliche wie 
gesellschaftsrelevante Schweinerei 
im Gange ist. An dieser Stelle haben 
die Aktiven jedoch einiges bewirkt. Es 
ist viel geredet worden – mit Dozie-
renden, Wissenschaftlichen Mitarbei-
terInnen, Angestellten, Fachschaften, 
Hochschulgruppen und unzähligen 
Studis -, über Studiengebühren, wie 
gut oder schlecht sie sich auswirken 
können, was dagegen getan werden 
kann und von wem, ob sie die Leh-
re verbessern können oder nicht, 
wer von ihnen ausgeschlossen wird 
und was für Folgen das im übrigen 
Teil des Bildungssystem haben kann 
und natürlich wie sinnvoll, durch-
führbar und wirksam ein Boykott ist. 
Das begrenzte und zu Anfangs noch 
relativ unerfahrene Personal des Ar-
beitskreises hat geleistet was möglich 
war, konnte aber einfach nicht alle 
erreichen. Dennoch sind die Ergeb-
nisse beeindruckend – so konnten sie 
z.B. in der späten Phase gerade die 
als so pragmatisch und „unpolitisch“ 
verschrieenen ingenieurtechnischen 

Fachbereiche (Elektrotechnik, Bau-
wesen, Maschinenbau) gewinnen, 
die sofort voller Tatendrang mit eige-
nen Infoveranstaltungen und Trans-
parenten mit einstiegen. Viele Studis 
ließen sich „wachrütteln“ – das wurde 
definitiv erreicht. 
Was hat es sonst noch so gebracht? 
Wir stehen noch intensiver als zuvor 
im regen Austausch mit vielen wei-
teren Hochschulen – in Hannover, 
Niedersachsen und letztlich ganz 
Deutschland. Es haben sich koope-
rative lokale Netzwerke gebildet, die 
sich gegenseitig mit Rat und vor allem 
Tat unterstützen. Wir sind nicht isoliert 
und kämpfen nicht allein. Wir haben 
zahlreiche Erfahrungen gesammelt, 
gemeinschaftlich wie persönlich und 
sachlich in juristischen, organisato-
rischen, infrastrukturellen, sicher-
heitstechnischen, sozialen und infor-
matorischen Belangen. Wir haben 
hier an der Uni Hannover ein gutes 
Fundament gelegt, auf dem eine wei-
tere Kampagne umfassender und ef-
fizienter aufgebaut werden kann. Wir 
wissen jetzt, wie’s (besser) geht. 
    

Die Macht der 
Zahlen

„Es hat doch kaum 
jemand mitge-
macht...“ – so die 
traurige „Einsicht“, 
dass sich anstatt 
25% nur etwa 7% 
der Studis aktiv am 
Boykott beteiligt ha-
ben. Sicher, 7% sind 
deutlich weniger als 
25%.
Diese sieben Pro-
zent repräsentieren 
allerdings nicht we-
niger als etwa 1.300 
Studierende! Die-
se Zahl verblasst 
natürlich vor einer 
20.000, aber man 
sollte nicht so zah-
lenblind werden, 
um zu erkennen, 
wie viele Menschen 
und persönliche 

Einsatzbereitschaft dahinter stecken. 
Auch wenn wir prozentual eine im 
Verhältnis zu anderen Hochschulen 
relativ geringe Teilnahmequote ha-
ben, so bezeugen doch die absolu-
ten Zahlen das Gegenteil: kaum ein 
Standort hat so viele TeilnehmerInnen 
wie wir gewonnen. Dies ändert na-
türlich nichts an der Differenz zum 
Quorum, steht aber dennoch für eine 
beeindruckende Motivationsleistung. 
Also, wer 7% lächerlich findet, wird 
sich die Mühe machen müssen, über 
1.300 mutige Menschen zu lachen. 

Die Macht der Angst

„Warum sind die Studis denn hier sol-
che Feiglinge?“  Wer wenig Geld hat, 
scheut zumeist das Risiko. Insbeson-
dere wenn es um einen hohen Einsatz 
geht. Die meistgehörte Befürchtungen 
bei der Boykottteilnahme waren: „...
und was ist wenn der AStA mein Geld 
verschlampt?“ und „...was ist, wenn 
der Anwalt mit dem ganzen Geld 
abhaut?“. Vor dem Hintergrund des 
Verwaltungsgebührenboykotts 1999, 
ist die erste Befürchtung gar nicht 
so abstrakt, obwohl dieses Ereignis 
mittlerweile nur noch verhältnismä-
ßig wenigen bekannt sein dürfte. Es 
befinden sich noch immer Gelder auf 
dem damaligen Konto, die nicht mehr 
zugeordnet werden können. Die Angst 
um das viele Geld, welches mit Müh 
und Not, meist durch Hilfe der Fami-
lie, zusammengekratzt wird und nicht 
so ohne weiteres, im Falle eines Ver-
lustes, ein zweites Mal aufgetrieben 
werden kann, muss respektiert wer-
den. Dieser Angst wurde durch eine 
sorgfältige Planung und Organisation 
des Treuhandkontos und der Teilnah-
meformulare sowie der Absprache mit 
Anwaltskanzlei und Bank begegnet. 
Viele Studis – auch mit sehr „wacke-
ligem“ Einkommen – ließen sich da-
von überzeugen. Vielen anderen wird 
der reibungslose Ablauf des nun ab-
geschlossenen Boykotts demonstriert 
haben, wie sicher das System auch in 
der Praxis funktioniert. Auch damit hat 
der „gescheiterte“ Boykott etwas be-
wirkt: Vertrauen.
Das noch größere Schreckgespenst 
der Exmatrikulation schwebte von An-

Nur nicht den Kopf in den Sand stecken
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fang an über der  ehrgeizigen Unter-
nehmung und es wuchs fortlaufend, 
indem es sich von konservativen und 
schlecht recherchierten Medienbe-
richten und kompromisslosen Äuße-
rungen des Landesministers für Wis-
senschaft und Kultur, Lutz Stratmann, 
nährte. Durch alle Medien geisterte 
Stratmanns Drohung, wer am Boykott 
teilnehme, würde unweigerlich und 
kompromisslos exmatrikuliert wer-
den. Viele ängstliche Eltern überwie-
sen daraufhin sofort die Gebühren an 
die Uni, getrieben von der Sorge, ihr 
Kind würde sonst unmittelbar alle Zu-
kunftschancen verlieren. Wie könnte 
man’s Herrn Stratmann auch verü-
beln – andere Möglichkeiten hat er ja 
auch nicht gehabt. Seine Befürchtung, 
dass der Boykott tatsächlich funktio-
nieren könnte, ließ sich klar aus den 
vorsichtigen Anrufen seines Ministeri-
ums beim AStA und der Einladung der 
LandesAstenKonferenz (LAK) zum 
Gespräch herauslesen.
Die Exmatrikulation ist die ultimative 
Drohung für einen jungen Menschen, 
der sich gerade den Grundstein für 
seine zukünftige Existenz erar-
beitet. Wen sollte es da wundern, 
wenn sich ein Großteil der Studie-
renden vor der ersten - und damit 
„experimentellen“ - Konfrontation 
fürchtet? Und auch davor, dass 
der unnachgiebige Minister mit 
der ersten Massenexmatrikulation 
ein öffentliches Exempel an denen 
statuieren könnte, die es wagen, 
ihm die Stirn zu bieten?  
Vor der Exmatrikulation Angst zu 
haben, ist keine Schande. Sich jede 
Dreistigkeit und Einschüchterung 
von Seiten einer zunehmend 
unnachgiebig arroganten 
Politik gefallen zu 
lassen hinge-
gen schon. 
Doch was 
k a n n 
man ge-
gen die 
A n g s t 
tun? Die 
Antwort 
ist so 
e i n -

fach wie kompliziert: gemeinsam und 
geschlossen mit großem Rückhalt der 
Uni selbst und der Öffentlichkeit auf-
treten.

Die Macht von Zeit und 
Raum

„JedeR wusste doch worum und wie 
es geht!“ Wieso haben wir eben doch 
nicht alle erreicht und warum einige 
erst so spät? Ein ganzes Semester 
Vorbereitungszeit für eine Boykott-
kampagne klingt nach reichlich Spiel-
raum und mehr als genügend Zeit. 
Wenn man wüsste wie es geht, wäre 
dem auch so. Jedoch mussten Verfah-
ren, Fragen , Risiken, Möglichkeiten 
und so weiter erst erdacht, recher-
chiert und eine Anwaltskanzlei gefun-
den werden, mit der das Vorhaben 
überhaupt umgesetzt 

w e r -

den konnte. Zudem mussten Informa-
tionsmaterialien und Aktionsformen 
entwickelt werden, mit denen die In-
formationen auch verbreitet werden 
konnten. So schrumpft ein Semester 
Tag um Tag... Das Erfahrungswissen, 
welches am Anfang gefehlt und an 
einigen Stellen zu großem Zeit- und 
Energieverlust von Aktiven geführt 
hat, ist mittlerweile vorhanden.      
Vernachlässigt wird darüber hinaus, 
dass die Teilnahme an einer Aktion 
mit potentiell hohem persönlichem Ri-
siko nur aus einer persönlichen Über-
zeugung heraus geschieht, die zudem 
von etwas Mut und Zuversicht sowie 
Vertrauen in die Verantwortlichen 
begleitet sein muss. Vertrauen lässt 
sich jedoch kaum in Form von Flyern 
verteilen, die innerhalb von 1 Woche 
erstellt und in 5 Minuten gelesen sind. 
Meist kann es nur durch die persön-
liche Diskussion mit Verantwortlichen 
oder KommilitonInnen in ähnlicher 
Situation gebildet werden. Auch das 
erfordert Zeit. Die nötige Zuversicht 
und der Mut kommen erst hinzu, 

wenn aus dem „Ich“- ein „Wir“-Be-
wusstsein entsteht. Innerhalb we-

niger Monate mit 20.000 Studis 
persönlich zu diskutieren, wäre 
das optimale Vorgehen gewe-
sen und damit hätten wahr-

scheinlich wirklich mehr 
als 25% aus dem Stand 

teilgenommen. Perso-
nell hatten AStA und 
Arbeitskreis nicht die 

Möglichkeit dieses zu 
leisten. Damit muss 
man auch zugeste-
hen, dass trotz me-

dialem Aufwand auch 
nur ein verhältnismäßiger An-
teil wirklich erreicht und zur Teilnahme 

ermutigt werden konnte. Man 
sollte nicht Unmögliches 

erwarten, da man 
sonst unweigerlich 

am Ende ent-
täuscht wird.

Neben der 
k n a p p e n 
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Neben der 
k n a p p e n 
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Raum, welcher sich der effizienten In-
formationsverbreitung widersetzt. Der 
Universitätsstandort Hannover ist über 
die gesamte Stadt verteilt und macht 
es ohne intensive Unterstützung aller 
Fachschaften kaum möglich, allen 
Studierenden die Möglichkeit eines 
persönlichen Gesprächs an einem 
Stand zu geben oder lücken-
los Plakate anzubringen. 
Der kooperative Kontakt 
und die enge Zusam-
menarbeit mit Fach-
schaften ist erst 
sehr spät, aber 
dennoch ganz 
gut angelau-
fen, so dass 
auch auf 
dieser Ebe-
ne mittler-
weile eine 
gute Basis 
für weitere 
Ak t i onen 
geschaffen 
wurde.  

M a c h t 
nix
 
„Der Boykott 
ist gescheitert.“ 
So lautet die eine 
– zugegebenermaßen 
offensichtlichere - Inter-
pretation der diesjährigen 
Boykottkampagne. Die andere 
wäre: „es lief verhältnismäßig gut an 
und es sind gute Fundamente für wei-
tere Kampagnen gelegt worden“.
Wer hat denn erwartet, dass sich durch 
einen einmaligen Boykott ein Landes-
gesetz sofort in Rauch auflöst? Von 
Anfang an war eigentlich klar, dass es 
mit einem Semester Boykott nicht ge-
tan ist. Die Kampagne muss ein paar 
Semester lang durchgehalten werden, 
bis ein Landesgesetz über den Land-
tag wieder zurückgenommen wird. 
Von Anfang an haben auch alle ge-
wusst, was die Hürde von 25% be-
deutet. Das Quorum musste unbe-
dingt hoch sein, damit zum Ende des 
Boykotts eine möglichst große Grup-

pe dasteht, die umso weniger exma-
trikuliert werden kann. Aus dem Stand 
diese Zahl zu erreichen war mehr als 
ehrgeizig – und dennoch: jede Mühe 
wert. Denn eines ist sicher: wird es 
einmal eine Boykottaktion geben, bei 
d e r die Teilneh-

merInnen 
nicht exmatrikuliert werden (können), 
werden mindestens sich 50% der 
Studierenden daran beteiligen, denn 
schließlich hätte man ja so die Mög-
lichkeit die 500 Euro wieder zurück zu 
bekommen.
Auch wenn wir in diesem Semester 
die Bewegung nicht starten konn-
ten, so haben wir ihr dennoch bereits 
reichlich Schwung gegeben!

Macht was!

Wir wissen jetzt wie’s geht. Die Stu-
dierendenschaft ist besser informiert 
als je zuvor und weiß, worum es geht 

und was getan werden kann. Erfah-
rungen, Infrastrukturen, Vernetzung 
mit vielen weiteren Hochschulen und 
Know-How sind vorhanden - warum 
also jetzt den Kopf in den Sand ste-
cken?! 
Die Erkenntnis aus der aufreibenden 
Arbeit der vergangenen Monate ist, 
dass einfach zu wenige Studis aktiv 

in der Organisation und Verbreitung 
des Boykotts beteiligt gewesen 

sind. Unerlässlich ist es da-
her, dass der Arbeitskreis 

Gebührenboykott eine 
größere Beteiligung aus 

allen Fachbereichen 
erhält. Beteiligt euch!!! 
Auch wenn Du kaum 
Zeit hast, auch die 
kleinste Hilfe kann 
viel bewirken; eine 
seltsame Idee oder 
ein Tipp, wie in Dei-
nem Fachbereich 
viele Leute medial 
erreichbar wären, 
eine Kritik oder ein-
fach mal das Ausle-

gen von Infomaterial 
vorm Seminar. Auch 

wenn Du denkst, dass 
vom Thema Studienge-

bühren oder Hochschul-
politik keine Ahnung hast, 

komm vorbei – wir haben alle 
so angefangen!

 
Bring Dich ein – mit DIR stehen oder 
fallen die Gebühren! 

Friederike Beier

ein thema-2 meinungen
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Die Freie Uni Bochum (FUB) 
stellt nicht nur ein Symbol für 
den Widerstand der Studieren-
den gegen die zunehmende 
Ökonomisierung ihrer Univer-
sität dar, sondern war während 
ihrer Existent auch der Aus-
gangspunkt für den Protest ge-
gen Studiengebühren. Darüber 
hinaus bot sie Platz für alter-
native Lehrveranstaltungen, 
Fachschaftsarbeit und ein Kul-
turprogramm. Am 31.01. wur-
de die Freie Uni Bochum nach 
8 monatlichem Bestehen dann 
von der Polizei gewaltsam ge-
räumt. Dies passt durchaus ins 
Bild: Die kontinuierliche Kri-
minalisierung studentischen 
Protests ist Landesweit zu be-
obachten.

Als im Frühjahr 2006 die erst im Vor-
jahr gewählte gelb-schwarze Landes-
regierung Nord-Rhein-Westfalens die 
Allgemeinen Studiengebühren be-
schloss und die Entscheidung über ihre 
Einführung den einzelnen Hochschu-
len überließ war dies der Startschuss 
für den verstärkten Protest gegen 
Studiengebühren der Studierenden 
im ganzen Bundesland. In Bochum 
bildete sich als Folge eine bunte und 
kreative Protestbewegung. In Zuge 
der Proteste wurde unter anderem 
eine nicht öffentliche Senatssitzung 

von Studierenden und Bediensteten 
der Universität gesprengt. Allerdings 
wurde im Anschluss sehr schnell klar, 
dass eine Verabschiedung der all-
gemeinen Studiengebühren an der 
Universität Bochum durch den Senat 
nicht verhindert werden kann. Dies 
war Grund genug für die Studieren-
den den Protest auszuweiten.

Die FUB wird ins Leben geru-
fen

Am 22.05. 2006 besetzten Studie-
rende das Leerstehende Querfo-
rum-West, welches nach Plänen der 
Universitätsleitung als Erlebnisgastro-
nomie umgenutzt werden sollte. Die 
Studierenden riefen in dem 750 Qua-
dratmeter großen Gebäude die Freie 
Uni Bochum aus, als Alternative zu 
dem im zunehmenden Maße ökono-
misierten Normalbetrieb der Univer-
sität. Die FUB solle, so der Anspruch 
der BesetzerInnen, ein studentischer 
Freiraum werden, der nicht nur als 
Ausgangspunkt für den Protest gegen 
Studiengebühren und den verstärkten 
Ruckzug des Landes aus der Finan-
zierung der Hochschulen darstellt. 
Viel mehr solle auch der Raum für stu-
dentische Kultur und alternative Lehr-
veranstaltungen geboten werden.

Kultur und Alternative Lehre 
im Studentischen Freiraum

Zur Organisation der Freien Uni wur-
den mehrere Arbeitskreise gebildet, 
die sich mit den verschiedenen an-
stehenden Aufgaben beschäftigen. 
Aufgeteilt wurde die Arbeit in die Or-
ganisation von Veranstaltungen, die 
Bewerbung dieser, die Verbesserung 
der Infrastruktur des besetzten Quer-
forums, die Vernetzung mit anderen 
Protestgruppen und Hochschulen, 
Gestaltung und Aufrechterhaltung der 
Website und des Internets und die fi-
nanzielle Verwaltung der FUB. 
So gelang es der Freien Uni Bochum 
nicht nur Kontakte in ganz Deutsch-
land zu knüpfen und eine freie Mahl-
zeit pro Tag zu gewährleisten. Auch 
seinem Anspruch als kulturellem und 
intellektuellem Freiraum konnte das 
Projekt schnell gerecht werden. So 
verlagerten solidarisch eingestellte 
Dozierende Ihre Lehrveranstaltungen 
kurzer Hand in die Räumlichkeiten 
der FUB und Studierende organi-
sierten eine Fülle von alternativen 
Seminaren, die für jedeN zugänglich 
waren. So konnte ein umfangreiches 
alternatives Vorlesungsverzeichnis 
herausgegeben werden. Auch wur-
den Lesungen und Kinoabende ver-
anstaltet und vervollständigten so das 
Programm.
Ergänzend dazu veranstalteten unter 

Freie Uni Bochum

Studentischer Freiraum, Protestplattform und 
alternative Kulturbühne
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freie uni bochum

anderem die Fachschaften eine Viel-
zahl von Parties und Konzerten auf 
dem Gelände.

Rektor Weiler ist nicht amü-
siert!

Wie nicht anders zu erwarten war die 
Leitung der Ruhr-Universität nicht 
sonderlich erfreut über diesen neu-
en studentischen Freiraum auf ihrem 
Campus. Rektor Elmar Weiler nutzte 
jede Gelegenheit um die Freie Uni ins 
schlechte Licht zu Rücken und die 
BesetzerInnen als Chaoten zu diskre-
ditieren. Zu diesem Zweck war er sich 
nicht einmal zu schade Energiespar-
massnahmen als Rechfertigung für 
die Abschaltung der Heizung mitten 
im Dezember heranzuziehen. Wasser 
und Strom wurden auch wiederholt 
abgeschaltet um ein Überwintern der 
FUB so unangenehm wie möglich zu 
gestalten. Auch wurden jegliche Ver-
handlungen mit den Besetzenden von 
Seiten der Universitätsleitung wieder-
holt abgebrochen und Versprechen 
während der Verhandlungen konse-
quent gebrochen. Inzwischen solida-
risierten sich mehrer Gewerkschaften 
und Bundestagsabgeordnete mit der 
immer stärker von der Räumung be-
drohten FUB. Bundesweit bekunde-
ten AktivistInnen ihre Solidarität.
Nichts desto trotz zeigte Rektor Wei-
ler die BesetzerInnen Mitte Januar 

wegen Hausfriedensbruch an.

Räumung und Perspektiven

Nun Lag das Schicksal in den Händen 
der Polizei, welche sich, auf Grund 
vorangegangen schlechten Schlag-
zeilen wegen unangemessener Ge-
walt gegen StudentInnenproteste, 
erst noch Zeit ließ. In diesen Wochen 
der Ungewissheit liefen die Aktivitäten 
in der Freien Uni Bochum weiter und 
es gingen unzählige Solidaritätsbe-
kundungen ein. Am frühen Morgen 
des 31.01. stürmte die Polizei mit 2 
Hundertschaften dann das Querfo-
rum. Die Beamten gingen hierbei ge-
walttätig gegen die sich im Gebäude 
befindlichen Personen vor und nah-
men diese fest.
Das rücksichtslose Verhalten der Bo-
chumer Polizei passt sehr gut in den 
überall zu beobachtenden Trend Stu-
dierende zu kriminalisieren und be-
sonders brutal gegen jegliche Art von 
Protest vorzugehen. Erschreckend 
ist in diesem Zusammenhang auch, 
dass die Medien diesen und andere 
Vorgänge beinahe komplett zu igno-
rieren scheinen. Wenn Studierenden-
proteste es in die Zeitung und ande-
re Medien schaffen, dann wird meist 
das Risiko und die Belanglosigkeit 
dieser hervorgehoben. Es scheint der 
gesamten Gesellschaft zu widerstre-
ben sich endlich mit den Reformen im 

Bieldungbereich und einer grundsätz-
lichen Debatte über Studiengebühren 
zu beschäftigen. Dabei muss gerade 
dieses Geschehen. Studiengebühren 
und Einsparungen im Bildungssektor 
sind nicht notwendig oder Gott ge-
geben, sondern gewollt. Auf dieses 
muss dringend hingewiesen werden.
Die Freie Uni Bochum hat in diesem 
Sinne den Rest ihres alternativen Vor-
lesungsprogramms in anderen Räum-
lichkeiten fortgesetzt und besteht wei-
ter, wenn auch in momentan kleinerer 
Form.

Ben Whybrew
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Sehr geehrte Mitglieder des Verwal-
tungsrates, sehr geehrter Herr Hoff-
mann, 
Am Freitag dem 15. Dezember fand 
in der Kneipe „Labor“ unter der Men-
sa eine Veranstaltung statt, bei der 
zahlreiche Neonazis (auch aus dem 
organisierten und militanten Kame-
radschaftsspektrum) anwesend wa-
ren. Hierbei handelte es sich um eine 
„Böhse-Onkelz-Party“ bei der auch 
eine Live-Band die Lieder der Böh-
sen Onkelz spielte. Im Umfeld dieses 
Konzertes kam es vor und im Labor 
immer wieder zu lautstarken rechts-
extremen Parolen von betrunkenen 
Neonazis. Als eine Gruppe von Ju-
gendlichen die Rechten ansprach, 
wurde sie von etwa vierzig, teils mit 
Totschlägern bewaffneten Rechten 
angegriffen. Der Labor-Betreiber An-
dreas Pechstein hat nach Angaben 
von Zeugen sowohl die rechtsextre-
men Parolen im und vor dem Labor 
als auch den gewalttätigen Übergriff 
auf die Jugendlichen mitbekommen. 
Viele der Angreifer waren darüber 
hinaus an ihrer Kleidung eindeutig 
als Rechtsextreme auszumachen. 
Es gab unter anderem Jacken der 
rechten Marke „Thor Steinar“ und T-
Shirts mit Aufschriften wie „Deutsches 
Reich, Deutsches Blut, Deutscher 
Boden“. Weder beendete Pechstein 
nach diesem brutalen Übergriff die 
Veranstaltung, noch setzte er sein 
Hausrecht gegen die Neonazis durch. 
Den Angreifern wurde nach der Jagd 
auf die Jugendlichen wieder Einlass 
gewährt. Weder der Veranstalter noch 
die Band „Los Tioz“ (zu deutsch: die 
Onkelz) störten sich an wiederholten 
Hitlergrüßen und Parolen wie „frei, so-
zial und national“ (dem Leitspruch der 
Neonazi-Kameradschaften) während 
der Veranstaltung. Die Polizei sprach 
nach Angaben der Neuen Presse von 
200 Besuchern, die der rechten Sze-
ne zuzuordnen seien (Neue Presse 

vom 18.12.06 S. 11). 

Dieses ist nicht der einzige Zwischen-
fall mit Rechtsextremen im Labor. Be-
reits auf der vorangegangenen Böh-
se-Onkelz-Party im Sommer dieses 
Jahres waren zahlreiche Neonazis 
anwesend. Auch in den vergangenen 
Jahren kam es immer wieder zu Zwi-
schenfällen vor dem Labor, an denen 
erkennbar rechte Gäste von Dark-
wave- und Heavymetal-Partys des 
Labors beteiligt waren. Auch sie fie-
len durch rechtsextreme Parolen und 
Symboliken wie Devotionalien von 
Nazi-Bands oder T-Shirts mit Kelten-
kreuzen auf. 
Betreiber Pechstein scheint solch 
ein Publikum zu favorisieren. Einer 
Gruppe von Reggae-DJs gegenü-
ber beschwerte er sich über zu viele 
Schwarze auf den Reggae-Veranstal-
tungen. Diese und andere Reggae-
DJs boykottieren seitdem das Labor 
und legen dort keine Platten mehr auf. 
Auch in einer anderen ehemaligen 
Musikkneipe Pechsteins, dem Base, 
waren regelmäßig klar erkennbare 
Rechte anwesend. DJs spielten dort 
nach Angaben von szenekundigen 
Besuchern Musik von rechten Bands 
(aus dem Musikgenre des Neofolk 
und Darkwave). Pechstein bewirbt 
das Labor als die Nachfolgekneipe 
des mittlerweile geschlossenen Base. 
Daher ist auch das rechte Publikum 
im Labor anzutreffen. 
Zu den Böhsen Onkelz und ihren 
Fans: 
Die Böhsen Onkelz begannen ihre 
Karriere als rechtsextreme Skinhead-
Band. Auch wenn sie sich später 
von ihren Frühwerken (halbherzig) 
distanzierten, wurden sie ihr altes 
rechtsextremes Publikum nicht los. 
Auf den Konzerten waren neben un-
politischen daher stets auch zahl-
reiche rechte Fans anwesend. Dieses 
Problem war allgemein bekannt, was 

die Böhsen Onkelz dazu veranlasste 
eigens eine gut geschulte Security zu 
engagieren. Diese war dazu ausgebil-
det, rechte Symbole, Dresscodes und 
Parolen zu erkennen, Provokationen 
zu unterbinden und das Hausrecht 
durchzusetzen. Dieses geschieht je-
doch bei den kleineren Onkelz-Partys 
und den Konzerten der Cover-Bands 
oftmals nicht. Das hat zur Folge, dass 
sich Neonazis gerade dort heimisch 
fühlen. Alle Betreiber, die solche Par-
tys veranstalten und nicht äußerst 
sorgfältig auf die Rahmenbedin-
gungen achten, werden daher fast 
automatisch zu Veranstaltern von Ne-
onazi-Treffen. 
Dem Veranstalter Pechstein waren di-
ese Umstände bewusst, da auch die 
letzte Böhse-Onkelz-Party nicht rei-
bungslos über die Bühne ging und auch 
die Gäste der Party am vergangenen 
Freitag eindeutig zu erkennen waren. 
Dass militante Neonazis nach einem 
bewaffneten Überfall auf Jugendliche 
weiter Zutritt zu der Veranstaltung be-
kommen, ist ein Skandal, der auch auf 
der Ebene der Politik ein Nachspiel 
haben wird. Da Herr Pechstein den 
Umsatz anscheinend höher bewertet 
als eine verantwortungsvolle Türpoli-
tik, ist das Labor durch solche Veran-
staltungen zu einem Sicherheitsrisiko 
in der Nordstadt geworden. 
Wir fordern Sie daher auf, schnellst-
möglich mit Ihrem Pächter Manfred 
Middendorff von der Herrenhäuser-
Brauerei Maßnahmen zu ergreifen, 
um das Mietverhältnis mit dem Unter-
mieter Pechstein zu beenden. Sollte 
sich das gegen Herrn Pechstein nicht 
durchsetzen lassen, erwarten wir von 
allen Beteiligten ein Konzept, wie zu-
künftige Treffen von rechten, gewalt-
bereiten Rassisten und Neonazis im 
Labor unterbunden werden. 

Als Anhang fügen wir die Presseerklä-
rungen des „Bündnis gegen Rechts 
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Hannover“ und der „antifaschistischen 
Aktion Hannover“ sowie die Kopie des 
Zeitungsartikels der Neuen Presse 
vom 18.l2.06 bei.Für Nachfragen ste-
hen wir Ihnen gerne unter oben ange-
führten Mailadresse zur Verfügung. 
Mit freundlichen Grüßen 
Offene Antifa der Uni Hannover 

Die Antwort erfolgte auch diesmal um-
gehend und direkt vom Leiter des Stu-
dentenwerkes: 

Sehr geehrte Mitglieder der „Offenen 
Antifa der Uni Hannover“, 
vielen Dank für Ihre Information be-
züglich der rechtsextremen Übergriffe 
in der Gaststätte „Labor“. Ich nehme 
diesen Vorfall sehr ernst und stimme 
mit Ihnen überein, dass wir solche 
Veranstaltungen keinesfalls dulden 
dürfen. 
Ich habe mich daher umgehend mit 
unserem Mieter, der Brauerei Herren-
hausen, in Verbindung gesetzt und 
auf den Vorfall hingewiesen. Eine Be-
endigung des Untermietverhältnisses 
kommt nach juristischer Prüfung der-
zeit nicht infrage; der richtige recht-
liche Schritt zurzeit ist der Ausspruch 
einer mietrechtlichen Abmahnung 
gem. § 541 BGB. Diese habe ich aus-
gesprochen. 
Ich möchte Sie ausdrücklich auffor-
dern, mich von derartigen Vorfällen im 
Umfeld unserer Studentenwerksein-
richtung in Kenntnis zu setzen. 
Unterschrift 

Solltet ihr also weitere Vorfälle beo-
bachten (oder im Idealfall dokumen-
tieren können), die belegen, dass sich 
weiterhin Rechte dort treffen oder ge-
troffen haben, dort Veranstaltungen 
organisieren oder sollten Euch weitere 
Aussagen Pechsteins bekannt sein, 
wendet Euch bitte an uns unter antifa-
uni-hannover@freenet.de. Nach der 
dritten Abmahnung kann nach gene-

rellem Mietrecht gekündigt werden... 

Keine Räume für Neonazis und Ras-
sisten in der Nordstadt und anders-
wo!
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„Berufsqualifizierend“ – wenn 
die meisten Studierenden der 
neuen Studiengänge diese 
Floskel für den Bachelorab-
schluss hören, können sie nur 
müde lachen. Mehr Prüfungen, 
mehr Pflichtveranstaltungen, 
höhere Arbeitsbelastung,... 
Doch nun gibt es endlich auch 
mal eine gute Nachricht: Ba-
chelorabsolventen bekommen 
an der Uni mehr Geld!

Während bisher Hiwis in ihrem ge-
samten Studium als „studentische 
Hilfskräfte“ für 7,72 Euro pro Stunde 
gearbeitet haben, bekommen die in 
den neuen Strukturen studierende Hi-
wis mit dem Wechsel in den Master 
10,80 Euro. Diese Gehaltssteigerung 
von 40 Prozent ergibt sich, weil der 
Bachelor mit einem Fachhochschul-
abschluss gleichgestellt ist und somit 
die Hiwis zu einer „wissenschaftliche 
Hilfskraft mit Abschluss“ werden.

Mehr Geld muss oft durchge-
setzt werden

Ob aus Unwissenheit oder mit Ab-
sicht: Immer wieder kommt es vor, 
dass Verträge falsch abgeschlossen 
werden. So wird in einzelnen Fällen 
versucht Masterstudierende als stu-
dentische Hilfskräfte einzustellen, oft-
mals mit der Begründung, dass der 
Bachelorabschluss gar nicht in dem 
Gebiet erlangt wurde, in dem nun die 
Hilfskraft arbeiten soll. Dies ist nach 
Angaben der Personalverwaltung je-
doch irrelevant: Entscheidungsgrund-
lage ist grundsätzlich, ob ein Bachelo-
rabschluss vorliegt oder nicht. Sofern 
es hierzu Probleme gibt, können sich 
Studierende gerne an Christiane Bier-
baum (Tel: 0511-762-2446) vom Per-
sonalrat der Leibniz Universität wen-
den.

Der Zeitpunkt der Gehaltserhöhung ist 
übrigens nicht immer der Tag, an dem 
der Bachelorabschluss vorliegt: Stu-
dierende, die während ihres laufenden 
Vertrages ihre letzte Bachelorprüfung 

bestehen und somit ihren Abschluss 
machen, müssen sich stets gedulden: 
Erst mit dem Abschluss eines neuen 
Vertrags oder Folgevertrags bekom-
men sie die 10,80 Euro pro Stunde. 
„Entscheidend ist der Zustand zu Ver-
tragsabschluss“, so Jörg Tappe, Sach-
gebietsleiter der Personalverwaltung 
der Leibniz Universität.

Mehr Geld, weniger Jobs?

Jede frohe Kunde hat wohl auch einen 
Haken: Das Geld der Universitäten für 
Hiwis ist begrenzt, so dass die Gefahr 
besteht, dass in Zukunft weniger Hi-
wis eingestellt werden. Diese Sorge 
ist allerdings derzeit nicht besonders 
real, da aus Studiengebühren an den 
Hannoverschen Hochschulen ab dem 
nächsten Semester sehr viel Geld für 
Hiwis zur Verfügung stehen wird und 
es teilweise schon jetzt große Pro-
bleme gibt ausreichend qualifizierte 
Studierende zu finden, die für 7,72 
Euro bei an den Hochschulen arbei-
ten wollen.

Trotzdem ist bereits aus anderen Be-
reichen der Uni zu hören, dass Stu-
dierende bei der Einstellung unter 
Druck gesetzt werden, nicht auf einen 
höher bezahlten Vertrag zu bestehen 
und sich stattdessen - wie bisher - 
mit 7,72 Euro zufrieden zu geben, da 
anderenfalls der Vertrag nicht verlän-
gert wird und stattdessen Bachelor-
studierende den Job bekämen. Auch 
in diesen Fällen kann es helfen, sich 
mit dem Personalrat zu beraten, be-
vor man sich entsprechend erpressen 
lässt. Die Vertreter des Personalrats 
behandeln dabei alles vertraulich und 
werden zu dem Einzelfall auch nur ak-
tiv, wenn dies von Seiten der oder des 
Studierenden gewünscht ist.

Befristungsproblematik

Befristungen waren schon immer ein 
Problem, da hier das Hochschulrah-
mengesetz harte Vorgaben macht: 
Studierende, die als „studentische 
Hilfskräfte“ (7,72 Euro) arbeiten, dür-

fen dies maximal über vier Jahre tun, 
wobei alle Verträge zusammengezählt 
werden. Die gleiche Frist von vier Jah-
ren gilt auch für „wissenschaftliche 
Hilfskräfte mit Abschluss“, welche 
10,80 Euro mit Bachelor- oder FH-
Abschluss bzw. 10,21 Euro mit Uni-
Diplom, Magister oder Staatsexamen 
verdienen.

Somit wird es beim Studium in Ba-
chelor- und Masterstrukturen seltener 
vorkommen, dass Studierende gegen 
Ende ihres Studiums keinen neuen 
Vertrag mehr abschließen können, 
weil die Frist von vier Jahren aufge-
braucht ist.

Wer jedoch nach dem Masterab-
schluss noch an der Universität blei-
ben will, muss aufpassen, da es 
weitere Befristungsregelungen gibt: 
So gilt für die Zeit bis zum Ende der 
Promotion eine maximale Befristung 
von 6 Jahren. „Darauf wird auch die 
Tätigkeit als ‚wissenschaftliche Hilfs-
kraft mit Abschluss’ während eines 
Masterstudiums angerechnet, sofern 
diese mehr als 10 Stunden pro Wo-
che umfasst“ so Jörg Tappe. So kann 
es also schnell geschehen, dass für 
die Promotion nur noch 4 Jahre sowie 
insgesamt nur noch 10 statt 12 Jahre 
für befristete Arbeitsverträge an deut-
schen Hochschulen verfügbar sind, 
wenn während eines viersemestrigen 
Masterstudiums jeden Monat mehr 
als 40 Stunden als Hilfskraft gearbei-
tet wurde.

Aus diesem Grund sollte unbedingt 
darüber nachgedacht werden, ob 
die 40-Stunden-Marke überschrit-
ten werden muss. Ggf. bietet es sich 
stattdessen an, für einige Monate 
86-Stunden-Verträge abzuschließen 
und ansonsten die 40-Stunden-Marke 
nicht zu überschreiten.

Jan Fleischhauer 

Erstveröffentlichung auf 
www.eisbergonline.de 

Mehr Geld mit dem Bachelor!
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Stell Dir vor, Du wolltest schon dein 
ganzes Leben Fleischer werden. Also 
fängst du eine Lehre an und während-
dessen stellst fest, dass fast alle Men-
schen plötzlich zu Vegetariern  wer-
den und Fleisch kaum noch verzehrt 
wird. Es wird nur noch eine erlauchte 
Schar von Fleischern geben, die über 
hohe Kompetenz und viel Berufser-
fahrung verfügen. Tolle Wurst, würde 
ich sagen, das hat sich ja gelohnt mit 
der Fleischerlehre.
Mag sein, dass dieses Beispiel ein 
wenig abstrus ist, doch so würde ich  
die Parallelen mit meiner Studiums-
situation aufzeigen. Ich studiere auf 
Magister, einen Studiengang, den 
man  moderat als „Auslaufmodell“ zu 
bezeichnen pflegt. Die frischgebacke-
nen Bachelor- und Masterstudiengän-
ge überwiegen mittlerweile an den 
Hochschulen und gewähren ein in-
tensiveres Studium und einen flotten 
Hochschulabschluss. 

Als ich mir die ersten Gedanken über 
mein Studium gemacht hatte, wusste 
ich zwar ganz genau die Fächerkom-
bination, der Gedanke jedoch „Bloß-
kein-Lehrer-werden“ drängte sich auf. 
„Magister ist doch super!“ feierte ich 
mit leichtsinniger Erst-Semester-Eu-
phorie und fantasierte über Mengen 
an Möglichkeiten. Die arrogante Fra-
ge der Lehrämter „Was willst du denn 
damit machen?“ ging mir tierisch auf 
den Keks und kostete mich viel Über-
windung, um  nicht zu frech zu ant-
worten. 
In der Tat stand in sämtlichen Informa-
tionsbroschüren klar und deutlich, Ma-
gister bereite auf keinen bestimmten 
Beruf vor, dieser Studiengang ermög-
liche eine breit gefächerte Vielfalt be-
ruflicher Tätigkeiten. 
Interessant ist, dass dieser Titel sich 
auf die in der Antike vorgebildete und 
durch das gesamte Mittelalter hin-
durch tradierte Auffassung bezieht, 
die von den Grundlagen-Wissen-
schaften als den „septem artes libe-
rales“, den sieben freien Künsten po-
stuliert: Grammatik (Latein), Dialektik 
(Logik), Rhetorik (Rede- und Brief-

schreibkunst), Arithmetik, Geometrie, 
Astronomie und Musik.
Die Sieben freien Künste sind ein in 
der Antike entstandener Kanon von 
sieben Studienfächern, die nach rö-
mischer Vorstellung die ‚einem freien 
Mann‘ ziemende Bildung darstellten. 
Die Zeiten haben sich geändert und 
kaum noch ein Arbeitsgeber würde 
mit Begeisterung denjenigen aufneh-
men, der diese Künste ausgezeichnet 
beherrscht. Faszinierend ist, dass der 
Titel mehr oder weniger ursprüng-
lichen Hintergrund bewahrt hat.
Der Bachelor z.B. lässt sich aus der 
mittelalterlichen Bezeichnung „Bac-
calaria“ herleiten und bedeutet hin-
gegen ein „kleines Lehngrundstück“. 
Wie treffend! Man hört immer häu-
figer, dass es günstiger sei, sich im 
Studium enger qualifizieren zu lassen 
und dafür ist Bachelor in der Tat per-
fekt geeignet. Bloß was mache ich als 
Magister… um auf die Frage zurück-
zugreifen? 
Sei kein guter Fleischer sondern ein 
sehr guter Fleischer! Dann hast Du 
eine Chance auf dem akademischen 
Arbeitsmarkt.

Lina

perspektiven

Ciao, Magistra! 
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Wie Bertelsmann versucht, 
Gebühren für Bildung in der 
EU-Verfassung zu zementie-
ren – und wie manche Medi-
enschaffende vor der Bertels-
macht kuschen.

Studierende kritisieren heute die Ein-
seitigkeit der bisherigen Debatte in 
den Medien über die Einführung von 
Studiengebühren. Insbesondere Vo-
raussetzungen und Argumente für 
eine bedarfsgerechte Hochschulfi-
nanzierung über Steuern wurden in 
der Vergangenheit ausgeklammert, 
aber auch finanzielle Privatinteres-
sen der BefürworterInnen von Studi-
engebühren und Hochschulreformen 
wurden nicht kritisch hinterfragt, 
ebensowenig die weitreichenden Fol-
gen für die Gesellschaft, die eine so 
grundlegende Umstrukturierung des 
öffentlichen Hochschulwesens mit 
sich bringt. Bis auf seltene Ausnah-
men (zum Beispiel im Deutschland-
radio Kultur: www.dradio.de/down-
load/48099/ ) fehlte in den Medien 
auch eine Reflexion darüber, dass 
es sich bei den Hochschulreformen 
um eine globales Phänomen handelt, 
was die Frage nach den dahinterste-
henden internationalen AkteurInnen 
(OECD, WTO, Weltbank, IWF, etc.) 
und deren demokratischer Legitimati-
on aufwirft.

Dabei wird gelegentlich der Verdacht 
geäußert, dieses Ungleichgewicht in 
der medialen Debatte könnte in Zu-
sammenhang stehen mit dem Enga-
gement der Bertelsmann Stiftung für 
die Hochschulreformen. Denn diese 
Stiftung ist Haupteigentümerin der 
Bertelsmann AG (RTL, Gruner+Jahr, 
Random House, Bertelsmann-Buch-
club...), also des größten Medienkon-
zerns Europas und schöpft ihr ope-
ratives Stiftungskapital aus dessen 
Dividenden.

Anhand des EU-Parlamentariers und 
Bertelsmann-Mitarbeiters Elmar Brok 
sollen hier einmal einige Schlaglichter 
auf die Art und Weise der oftmals 
schwer nachweisbaren politischen 
und medialen Einflussnahme durch 
den Bertelsmann-Komplex zugunsten 
der Konzerninteressen geworfen wer-
den. Dabei beschränken sich diese 
Konzerninteressen von Bertelsmann 
keineswegs nur auf den Medienbe-
reich. In Großbritannien verwaltet die 
100-prozentige Bertelsmann-Tochter 
Arvato beispielsweise eine ganze Ge-
meinde. Auch in Deutschland möchte 
Arvato, also Bertelsmann, in das Ge-
schäft mit der privaten Erbringung öf-
fentlicher Dienstleistungen einsteigen 
(http://www.netzeitung.de/wirtschaft/
unternehmen/331014.html). Dabei 
bewege sich Arvato auf einem Ter-
rain, das „kaum Grenzen“ kenne, so 
Bertelsmann-Chef Gun-
ter Thielen (http://www.
tel tar i f .de/arch/2006/
kw34/s22876.html). D.h. 
allerdings, dass sich 
auch die Politikbereiche 
kaum mehr eingrenzen 
lassen, die für Bertels-
manns unterschiedliche 
Geschäftsbereiche re-
levant werden. Ebenso 
lässt sich die Medien-
macht des Konzerns für 
die übrigen Geschäftsbe-
reiche nutzen.

So konzentrierte sich in 
der Vergangenheit die 
Kritik an der Lobby-Tä-
tigkeit des EU-Parlamen-
tariers Elmar Brok vor 
allem auf dessen Aktivi-
täten im Bereich Medi-
enpolitik. Nicht so sehr 
Gegenstand der Debatte 
um Elmar Brok ist bisher 
dessen Einmischung in 
Fragen der Bildungspolitik. 

Dabei liegt er auch hier ganz auf dem 
Kurs der Bertelsmann Stiftung, die 
seit Jahren hochaggressiv die Einfüh-
rung von Studiengebühren vorantreibt 
– und damit auf einer Linie mit Inte-
ressenvertretungen der Großindustrie 
im allgemeinen und den Profit- und 
Expansionsinteressen des Bertels-
mann-Konzerns im besonderen liegt 
(http://www.erzwiss.uni-hamburg.de/
Personal/Lohmann/Materialien/benn-
hold.pdf). René Schuijlenburg vom 
„Education is not for sale“-Netzwerk 
hat beschrieben, wie Elmar Brok stu-
diengebührenfreundliche Regelungen 
in den Entwurf für die EU-Verfassung 
einbrachte:

„Brok hat am 27. Januar 2003 ein Dis-
kussionspapier geschrieben (Unter der 
Registrationsnummer CONV/325/2/02 
REV2), worin er vorschlägt, dass der 

Elmar Brok (CDU): EU-Parlaments-
Hobbyist bei Bertelsmann

Elmar Brok (CDU), Mitglied des Europäischen 
Parlaments
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Konvent bei den Grundfreiheiten das 
Recht auf Bildung einräumt (Artikel 
II-14 Recht auf Bildung). Bei Absatz 
2 schlägt er vor, dass dieses Recht 
die Möglichkeit umfassen soll, unent-
geltlich am Pflichtschulunterricht teil 
zu nehmen, mit anderen Worten, er 
möchte die Möglichkeit zur Erhebung 
von Studiengebühren (generell, also 
ab dem 1. Semester) und Schulgeld 
für z.B. Berufsschulen usw. in der 
EU Verfassung festschreiben. Der 
Vorschlag im Diskussionspapier von 
Brok wird angenommen (EU Ver-
fassungsdokument von 18.07.2003 
CONV/850/03, Artikel II-14 Recht auf 
Bildung, Seite 50).“
h t t p : / / d e . i n d y m e d i a .
org/2003/07/57757.shtml

Und nun mehr zu Elmar Brok (http://
www.elmarbrok.de/) und zu den Mög-
lichkeiten, berufsmäßig die Medien im 
Sinne von Bertelsmann zu manipulie-
ren:

Bertelsmann sponsert Hobby-
Parlamentarier

Der einflussreiche Bertelsmann-Lob-
byist Elmar Brok (CDU) macht keinen 
Hehl daraus, dass er nebenbei als EU-
Parlamentarier tätig ist: „Politik ist kei-
ne Arbeit, sondern ein Hobby,“ wird er 
offenbar im Wiener „Standard“ zitiert 
(http://www.netzpolitik.org/2005/als-
bertelsmann-lobbyist-im-europapar-
lament/). Seit Anfang der neunziger 
Jahren ist bekannt, dass Elmar Brok 
bei dem Medienimperium Bertels-
mann einen Posten als „Senior Vice 
President Media Development“ hat, 
für den er Gerüchten zufolge minde-
stens 180.000 Euro pro Jahr verdie-
nen soll. Seit 1980 ist er Mitglied im 
Europäischen Parlament.
Alles liege doch offen und bei Parla-
mentsabstimmungen über Medien-
fragen enthalte er sich freiwillig der 
Stimme, rechtfertigt Brok seine Dop-
peltätigkeit. 

Doch vor ca. zwei Jahren konnten ei-
nige Journalisten neue Erkenntnisse 
ans Licht bringen. Hans Leyendecker 

b e s c h r i e b 
in der Süd-
deutschen 
Z e i t u n g 

(28.01.2005) 

wie Brok sich gegenüber dem EU-
Kommissar Karel van Miert im Inte-
resse von Bertelsmann und gegen 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
einsetzte. Bald darauf kamen interne 
Bertelsmann-Papiere ans Licht, in de-
nen Elmar Brok ausführlich über seine 
Lobbytätigkeit für den Medien-Kraken 
berichtet: 

Hier zwei Beispiele aus einem Be-
richt des Brüsseler Verbindungsbüros 
1.10. - 31.12.1993

„Wir verhinderten die Einführung eines 
Rechtes der ausübenden Künstler auf 
angemessene Vergütung bei Weiter-
verbreitung ihrer Darbietung über Ka-
bel und Satellit.“

„Sponsoring/Mäzenatentum und Stif-
tungen: Wir nahmen erfolgreich am 
Diskussionsprozess teil, der zu einer 
liberalen Neufassung beider Berichte 
im Europäischen Parlament führte.“

http://www.hpmartin.net/Wie__Mi-
ster_Europaparlament__Brok_als_
Konzern_Lobbyist_f%C3%BCr_Ber-
telsmann_arbeitet.html

Unterschrift: „Elmar Brok“

Doch als JournalistInnen, die mög-
lichen Interessenkonflikten des sich 
selbst als „Mister Europaparlament“ 
bezeichnenden - nicht nur politischen 
- Schwergewichts auf den Grund ge-
hen wollten, wurde Brok ziemlich un-
gemütlich. Und Bertelsmann stellte 
sich hinter seinen Interessenvertre-
ter. Gegenüber kritischen Recher-
chen des WDR reagierte Brok mit 
wütenden Anrufen, in denen er mit 
seinen Kontakten drohte, z.B. dem 
Chefredakteur, dem Intendanten oder 
dem Rundfunkrat. WDR-Studioleiter 
Michael Thamm wurde von einem 
Bertelsmann-Sprecher während einer 
Konferenz beiseite genommen, der 

Berelsmannzentrale in Gütersloh

Bertelsmann
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seine journalistische Integrität anzwei-
felte, indem er ihm vorwarf, er fahre 
gegen Brok eine Kampagne. Gegen-
über der ARD setzte Brok auf seine 
Referenzen in der CDU/CSU-Gruppe 
im EU-Parlament – ebenfalls erfolg-
los. In den Redaktionen der Regional-
zeitungen von Broks Wahlkreis Ost-
Westfalen, in dem sich übrigens auch 
der Bertelsmann-Standort Gütersloh 
befindet, sind dessen Anrufe bereits 
gefürchtet. Normalerweise versucht 
er dann, seine Themen in der „Neu-
en Westfälischen“ und dem „Westfa-
lenblatt“ durchzudrücken. Als diese 
Zeitungen über Broks Doppeltätigkeit 
berichteten, auch hier „lautstarke, äu-
ßerst unfreundliche“ Anrufe. 

Doch nicht überall blieben Medienma-
cherInnen standhaft gegenüber den 

Einflussversuchen des Bertelsmann-
Mitarbeiters. Der Fall FAZ zeigt, dass 
Elmar Broks Drohgebärden so leer 
nicht waren.
Hajo Friedrich ist seit ca. zehn Jah-
ren fester Freier FAZ-Mitarbeiter. Am 
11.01.2005 hatte Friedrich unter dem 
Titel „Nebeneinnahmen im Zwielicht“ 
Broks Arbeit für Bertelsmann in der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ kri-
tisch beleuchtet. Ein Anruf von Elmar 
Brok bei Günther Nonnenmacher, 
FAZ-Herausgeber und zuständig für 
das Politik-Ressort, hatte dann Fol-
gen. Nonnenmacher rief im Brüsseler 
FAZ-Büro an. In der Folge durfte Hajo 
Friedrich nicht mehr für das Politkres-
sort schreiben, wie er es vorher ge-
legentlich getan hatte, sondern nur 
noch für das Wirtschaftsressort, für 
das er ursprünglich einmal engagiert 

worden war.

Diese Vorgänge 
enthüllte der Jour-
nalist Lutz Mükke 
in dem Artikel „Der 
Parlaments-Broker“ 
(http://www.eu-me-
dia.info/documents/
S034-040.PDF), der 
bereits vor gut einem 
Jahr in der Zeit-
schrift „message“ 
erschien. Kürzlich 
wurde der Artikel 
mit einem Sonder-
preis der Otto-Bren-
ner-Stiftung (Wis-
senschaftsstiftung 
der IG Metall) aus-
gezeichnet (http://
w w w. o t t o - b r e n -
ner-preis.de/doku-
menta t ion /2006/
preistraeger.html).

Und Bertelsmanns 
Arm reicht noch 
weiter: „ [...] viele 
deutsche Kollegen 
spekulieren ja da-
rauf, später einmal 
bei Bertelsmann 
einzusteigen und 
sind allein deshalb 

schon relativ unkritisch“, zitiert Lutz 
Mükke den Deutschland-Korrespon-
denten des „Wall Street Journals“, 
Matthew Karnitschnig. Karnitschnig 
recherchierte, wie Bertelsmann auch 
in den öffentlich-rechtlichen Program-
men seinen Einfluss geltend macht: 
1999 wollte der öffentlich-rechtliche 
Sender 3Sat einen Bericht über die 
braune Vergangenheit des Bertels-
mann-Verlages (http://www.gegenin-
formationsbuero.de/frameset.html?/
krieg/befreiung60_broschuere_ber-
telsmann.htm) im Dritten Reich brin-
gen. Das kam der Bertelsmann-Füh-
rungsriege jedoch sehr ungelegen, da 
das Unternehmen gerade die ehemals 
in jüdischem Besitz befindliche Buch-
handelsgruppe Random House über-
nommen hatten. Der Beitrag wurde 
bei 3Sat nicht gebracht. Karnitschnig 
fand bei seinen Recherchen bestä-
tigt, dass der damalige ZDF-Intendant 
Dieter Stolte bei 3Sat interveniert und 
den Beitrag verhindert hatte. Das 
Schweizer Fernsehen sprang dann 
ein, um die Produktion zu finanzie-
ren. Der ZDF-Intendant Dieter Stolte 
war damals gleichzeitig Mitglied im 
Kuratorium der Bertelsmann Stiftung 
und in der Jury des Carl-Bertelsmann-
Preises, und wies zu dieser Zeit alle 
Vorwürfe empört zurück (http://www.
humanist.de/news-2.html). Seit 2002 
ist Stolte übrigens Herausgeber der 
„Welt“ und der „Berliner Morgenpost“. 

Dafür ist heute Klaus-Peter Siegloch 
Mitglied im Kuratorium der Bertels-
mann Stiftung. Er ist stellvertretender 
ZDF-Chefredakteur, Leiter der ZDF-
Hauptredaktion Aktuelles und Mode-
rator des „heute-journals“.

Klaus-Peter Siegloch, Dieter Stolte 
und Bertelsmann-Eigentümerin Liz 
Mohn posieren auch schonmal ge-
meinsam auf einer Party in der Ber-
telsmann-Repräsentanz in Berlin für 
ein Foto:
http://www.bertelsmann.com/ber-
telsmann_corp/wms41/bm/index.
php?pic_id=3559&oci=339&ci=138&l
anguage=1&fl_qb=

Auch in den Zeitschriften „Der Spie-
Bertelsmannbuilding am times square (New York)
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gel“ und „Stern“, an denen Bertels-
mann Anteile hält, wurden kritische 
Berichte über Bertelsmanns Nazi-Ver-
gangenheit verhindert.

Demokratische Medien einfor-
dern – kritische Öffentlichkeit 
herstellen

Diese Beispiele zeigen, dass direkte 
und indirekte Manipulation der Medien 
durch Bertelsmann, weit über die ber-
telsmanneigenen Medien hinaus, seit 
geraumer Zeit Realität ist. Sie zeigen 
aber auch, dass innerhalb der Redak-
tionen Journalistinnen und Journa-
listen mehr oder weniger erfolgreich 
um kritische Berichterstattung ringen.

Diese Vorgänge müssen öffentlich 
gemacht werden, um die etablierten 
Medien unter Druck zu setzen und 
dortige kritische JournalistInnen und 
Journalisten zu stärken, und insbe-
sondere auch um die Notwendigkeit 
deutlich zu machen, Nachrichten 
selber kritisch zu hinterfragen und 
alternative Medien zu nutzen und zu 
unterstützen und selber zu machen. 
Darüber hinaus sind von der Politik 
Konsequenzen einzufordern.

Die Proteste gegen die Hochschul-

reformen stehen nicht im luftleeren 
Raum. Die Misere der Medien ist für 
die Gesellschaft eine ebenso große 
Gefahr, wie die völlige Unterwerfung 
von Ausbildung, Wissenschaft, Lehre 
und Forschung unter die Diktatur der 
Interessen von Banken und Konzer-
nen.
Gleichzeitig hängt beides miteinander 
zusammen: Der spanische Journalist 
Ignacio Ramonet  meint: „Der Handel 
mit Informationen hat sich verändert: 
Vorher verkaufte ein Medium Informa-
tionen an Menschen. Heute verkauft 
man Menschen an die Inserenten.“ 
(Dazu auch DRadio Kultur: „Diener 
zweier Herren? Wenn Journalisten PR 
machen.“ Von Barbara Zillmann, http://
www.dradio.de/download/61279/).

Bei diesen Inserenten handelt es 
sich um große Unternehmen, sprich, 
um dieselben Akteure, die die Hoch-
schulreformen vorantreiben und de-
ren hochrangige VertreterInnen inzwi-
schen bundesweit die Hochschulräte 
dominieren. Und deren VertreterInnen 
eben auch mal als EU-Parlamentarier 

sowohl die EU-Verfassung manipu-
lieren, als auch kritischen Journali-
stInnen das Leben schwer machen.

Unsere Proteste und unsere Argu-
mente müssen die Unterstützung der 
breiten Öffentlichkeit gewinnen, um 
erfolgreich zu sein. Dazu sind wir auf 
Medien und MultiplikatorInnen ange-
wiesen, und darauf, die Masse der 
Bevölkerung zu erreichen.

* Alternative Medien sind auszubauen 
und zu fördern. Das dazu nötige Wis-
sen müssen wir uns aneignen. Die 
finanziellen Mittel müssen wir aufbrin-
gen.

* Gute kritische Beiträge auch der eta-
blierten Medien sind zu verbreiten und 
zu fördern, über Verteiler, Webseiten, 
Sekundärberichterstattung in unseren 
Medien, oder auch über positive Le-
serInnenbriefe.

* Wir sollten schließlich unserer Kritik 
an den Medien in der Öffentlichkeits-
arbeit stärkeren Raum geben und 
politische Maßnahmen einfordern, 
damit unabhängige Medien ihrer de-
mokratischen Kontrollfunktion wieder 
gerecht werden können.

Wiebke Priehn

ein Beispiel für Gegenöffnetlichkeit im 
Internet: de.indymedia.org

Bertelsmann
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“Wenn gerichtsförmige Verfahren po-
litischen Zwecken dienstbar gemacht 
werden,
sprechen wir von politischer Justiz.[...] 
Politische Justiz bezweckt, politische 
Gegner auszuschalten.“ 
Otto Kirchheimer, 1981

Ein Blick in die Geschichte der Ver-
fassten Studierendenschaften (VS) 
zeigt, dass die Rechtswidrigkeit des 
Politischen Mandats von der Rechts-
sprechung und der Justiz als Reaktion 
auf kritische und politisch unbequeme 
Äußerungen von Studierendenvertre-
tungen entwickelt wurde.
Die Verfasste Studierendenschaft war 
in ihrer wechselhaften Geschichte 
schon immer eine politische Instituti-
on. Verfasste Studierendenschaften 
wurden nach dem zweiten Weltkrieg 
auf Veranlassung der Allierten im Rah-
men des Reeducation-Programms 
wieder eingeführt.
Absicht war, dass die Studierenden in 
der postfaschistischen bundesdeut-
schen Gesellschaft
demokratische Verhaltenswei-
sen erlernen sollten. Bis zu 
Beginn der 60er Jahre war es 
selbstverständlich, dass sich 
Studierendenvertretungen zu 
politischen Themen äußerten 
und engagierten. Politische 
Meinungsäußerung war sogar 
ausdrücklich erwünscht. So 
forderte 1954 der damalige 
Bundesinnenminister Gerhard 
Schröder (CDU) in einem 
Schreiben u.a. den Dachver-
band der Studentenschaften 
(VDS) auf, zum Anlaß des 
Tages der deutschen Einheit 
gemeinsame Veranstaltungen 
(Kundgebungen, Fackelzüge) 
durchzuführen. Der VDS re-
sümierte im Jahre 1960: „Die 
deutsche Studentenschaft hat 

in den entscheidenden Situationen 
der letzten Zeit politisch verantwor-
tungsbewußt gehandelt. ...Die Stu-
dentenvertreter wurden häufig von 
der Öffentlichkeit zu politischen Stel-
lungnahmen ermuntert und aufgefor-
dert.“   Die politischen Äußerungen 
der Studierendenvertretungen be-
wegten sich in den 50er Jahren im 
Rahmen des “nationalen Konsens”: 
Befürwortung der Politik Adenauers 
(“Westanbindung”), Forderung nach 
“Wiedervereinigung”, Protest gegen 
die Niederschlagung der Aufstände in 
der DDR 1953 und in Ungarn 1956, 
Gründung von “gesamtdeutschen” 
und “Ungarn-Referaten” in den AS-
ten, Befürwortung der Wiederbewaff-
nung der BRD und der Aufrüstung zur 
“Eindämmung der kommunistischen 
Gefahr”, sowie beständige Kritik der 
Tagespolitik in der DDR. 
Erst als ab Mitte der 60er Jahre Stu-
dierendenvertretungen begannen, 
den Krieg der USA in Vietnam zu kri-
tisieren, vor den Gefahren der Not-

standsgetzgebung zu warnen, gegen 
die Apartheitspolitik in Südafrika zu 
demonstrieren und die nationalsozi-
alistische Vergangenheit ihrer Hoch-
schullehrer aufzudecken, wurde von 
Rechtswissenschaft und Justiz die 
Begriffskonstruktion des Politischen 
Mandats und dessen Rechtswidrig-
keit eingeführt. Bis zu diesem Zeit-
punkt waren politische Betätigung 
und allgemeinpolitische Äußerungen 
der Studierendenschaften so selbst-
verständlich, dass es nicht einmal 
eine Bezeichnung dafür gab. Da 
diese Rechtssprechung als Reakti-
on auf die Studentenbewegung der 
60er Jahre und die Dominanz links 
besetzter Studierendenvertretungen 
einsetzte, können die Sanktionen ge-
gen allgemeinpolitische Äußerungen 
nur als Maßnahmen politischer Re-
pression und die Rechtssprechung 
als politische Justiz begriffen werden. 
Das Verwaltungsgericht Münster gibt 
die einseitige Aversion gegen das Po-
litische Mandat in seinem Urteil aus 

dem Jahre 1973 offen zu. Das 
Gericht beanstandete, dass 
die Studierendenschaften, 
„die sich zunächst auf eine 
Unterstützung der durch die 
Entscheidung der hierzu be-
rufenen Verfassungsorgane 
bereits bestimmten Politik be-
schränkten”, nun ein „zuneh-
mend richtungspolitisch oder 
parteipolitisch geprägtes all-
gemeinPolitisches Mandat” 
in Anspruch nähmen.  
Die ersten Prozesse gegen 
ASten fanden 1967/68 statt: 
Das Verwaltungsgericht Köln 
untersagte dem AStA Uni 
Bonn eine Veranstaltung mit 
einer DDR-Professorin, da 
dies über den politischen 
Bildungsauftrag hinausge-
he und Solidaritätscharakter 

Die Erfindung des 
“Politischen Mandats”

 – Zur Geschichte eines Konstrukts
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habe. Der AStA Uni Tübingen verab-
schiedete eine Resolution wegen der 
Erschießung von Benno Ohnesorg 
bei der Anti-Shah-Demonstration 
am 2.6.1967: „Die Studentenschaft 
nimmt mit tiefer Bestürzung von dem 
Tod ihres Berliner Kommilitonen Ben-
no Ohnesorg zur Kenntnis...Er wurde 
das Opfer des brutalen Vorgehens 
der Polizei...Die Studentenschaft for-
dert, die rechtlichen Folgerungen aus 
den Vorfällen zu ziehen und die Ver-
antwortlichen zur Rechenschaft zu 
rufen, wenn sie nicht selbst die Kon-
sequenzen ziehen...:“   Das VG Sig-
maringen verbietet die Solidaritätser-
klärung mit der Begründung, “ Nicht 
jeder Tod eines Studenten ist hoch-
schulbezogen [...] Etwas anderes 
könnte gelten, wenn ein Student auf 
dem Gebiet der Universität bei einer 
hochschulpolitischen Kundgebung 
von eingreifender Polizei [...] getötet 
würde.”   1979 fällte das Bundesver-
waltungsgericht ein Grundsatzurteil, 
auf das sich die Gerichte noch immer 
beziehen. Es entschied, dass „das all-
gemeinpolitische Mandat der Studen-
tenschaft, verstanden als nachhaltige 
und uneingeschränkte Kundgabe nicht 
hochschulbezogener, allgemeinpoli-
tischer Meinungen und Forderungen“, 
gegen das Grundgesetz verstoße.  
Ab 1978 wurde darüber hinaus ver-
sucht, AStA-Vorstände wegen angeb-
licher Untreue (§ 266 StGB) im Zu-
sammenhang mit der Ausübung des 
Politischen Mandats zu kriminalisie-
ren. Die Rechtsprechung der Strafge-
richte war zunächst uneinheitlich, mit 
einer Entscheidung des Bundesge-
richtshofs aus dem Jahre 1981 wurde 
eine Verurteilung prinzipiell zugelas-
sen, auch wenn der damals betrof-
fene Frankfurter AStA-Vorstand nicht 
verurteilt wurde. 1999 sind erstmals 
drei ehemalige AStA-ReferentInnen 
aus Marburg für ihre politische Betäti-

gung strafrechtlich belangt worden.
Die Politische Mandats-Justiz war 
und ist allerdings nur ein Mittel staat-
licher Repression zur Unterdrückung 
von Kritik und unliebsamer politischer 
Betätigung von Studierenden. 
Die Zensur studentischer Politik wird 
auch direkt von den zuständigen Auf-
sichtsbehörden  (Hochschulleitung 
oder Kultus- bzw. Wissenschaftsmi-
nisterium) ausgeübt. Diese Instanzen 
können von sich aus eine allgemein-
politische Betätigung der Studieren-
denvertretungen beanstanden, Ord-
nungsgelder verhängen und sogar die 
gewählten Studentenschaftsorgane 
suspendieren. So wurde1975 der 
AStA Uni Marburg und 1977 der AStA 
Uni Göttingen des Amtes enthoben. 
In den 70er Jahren wurde der VS zu-
dem untersagt, Studentenstreiks zur 
Durchsetzung ihrer Forderungen zu 
organisieren. Studierende, die Mit-
glied in der DKP waren oder auf der 
Liste des MSB Spartakus zu Stu-
dentenparlamentswahlen kandidiert 
hatten, wurde nach Abschluß ihres 
Studiums der Zugang zum öffent-
lichen Dienst, sogar bereits zum Re-
ferendariat, verwehrt. Im HRG wurde 

festgeschrieben, dass die Einschrei-
bung von Studierendenden, die den 
Hochschulbetrieb stören, widerrufen 
und ein bundesweites Studierverbot 
für die Dauer von bis zu zwei Jahren 
ausgesprochen werden kann. 
Die Länder Berlin (1969), Bayern 
(1973) und Baden-Württemberg 
(1977) gingen sogar soweit, die stu-
dentische Selbstverwaltung aufgrund 
deren unerwünschter gesellschaftskri-
tischer Betätigung ganz abzuschaffen. 
In Bayern und Baden-Württemberg 
fehlen die studentischen Selbstver-
waltungsstrukturen bis heute. Auch 
wenn die VS als Kompensation für die 
versagte Mitbestimmung der Studie-
renden in der akademischen Selbst-
verwaltung zu sehen ist, so ermöglicht 
diese es den Studierenden immerhin, 
sich überhaupt an der Auseinander-
setzung über Hochschule und ihre 
gesellschaftlichen Grundlagen zu be-
teiligen. Mit der Abschaffung der VS 
wurden die, ohnehin unzureichenden 
studentischen Einflussmöglichkeiten, 
am radikalsten beschnitten.

Carmen Ludwig

Verbrechen zu benennen, ist eine allgemeinpolitische Äußerung
- dazu schweigen auch!

politisches mandat
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Das AusländerInnenreferat der AStA 
der Universität Hannover führte mit 
tatkräftiger Unterstützung der AStA-
KollegInnen, der Kultur SB und den 
AusländerInnensprechern das oben 
genannte Projekt durch. 
Das Projekt sollte dazu dienen, Men-
schen aus verschiedenen Ländern 
und Kulturen kennen zu lernen. Zum 
Kennen lernen wurden verschiedene 
Rahmen genutzt. Das Hauptziel 
dieses Projekts war, dass wir die je-
weiligen kulturellen Hintergründe noch 
besser zu verstehen lernen und so 
unseren Umgang miteinander verbes-
sern. Darum war es für uns so wichtig, 
unseren ausländischen Kommilito-
nInnen die Möglichkeit zu geben, sich 
und ihre Kultur vorzustellen und näher 
zu bringen. Alle Beteiligten sollten ler-
nen, sich gegenseitig zu akzeptieren, 

zu respektieren und mehr Rücksicht 
aufeinander zu nehmen, wenn in den 
Unterschieden der Kulturen die Ge-
meinsamkeiten entdeckt werden und 
so gemeinsam intoleranten und über-
holten Vorurteilen entgegenwirken. 
Das ist eines der wesentlichen Ziele 
des Projekts. Und ganz nebenbei 
wurden wir uns bewusst, wie sehr die 
Welt aus faszinierenden Kulturen und 
interessanten Menschen besteht.
An diesem Projekt beteiligten sich 
kamerunsche, türkische, ukrainische, 
kurdische, iranische und chinesische 
Studierendenvereinigungen der Uni-
versität Hannover. Durch ihre Veran-
staltungen bestätigten sie, wie inte-
ressant und vielfältig unsere Welt ist.
Als erste präsentierten die kamer-
unschen KommilitonInnen ihre Kul-
tur, ihr Land und die Menschen. Das 

Highlight des Abends 
war die Modenschau 
der bunten kamerun-
schen Bekleidung. 
Diese wurde sowohl 
von unseren kamer-
unschen als auch eu-
ropäischen Kommili-
tonInnen vorgeführt. 
Diese Vorführung 
wurde von den Gä-
sten mit Begeisterung 
aufgenommen. Wohl 
weil die Besucher so 
etwas nicht jeden Tag 
zu sehen bekommen 
oder anziehen. Ich 
persönlich genoss an 
dem Abend das Kon-
zert, das vom kamer-
unschen Chor auf-
geführt wurde. Denn 
meiner Meinung nach 
ist der afrikanische 
Gesang besonders 
einzigartig.
Nach der kamerun-
schen Veranstaltung 
folgte der iranische 
Kulturabend. Diese 
Veranstaltung war mit 

etwa 200 Gästen sehr gut besucht. 
Dabei ging es unseren iranischen 
KommilitonInnen vor allem darum 
uns, ein anderes, ein positiveres Bild 
über den Iran zu vermitteln und die 
vielfältige iranische Kultur vorzustel-
len. Leider konnte ich selbst an dem 
Abend wegen eines Seminars nicht 
teilnehmen. Dennoch wurde mir von 
vielen KommilitonInnen, die dabei 
waren, begeistert berichtet. Insbeson-
dere die iranische traditionelle Musik 
und der Gesang begeisterten. Es gab 
nicht nur was zum Sehen und zum 
Hören, sondern auch für das leibliche 
Wohl wurde gesorgt und es gab sogar 
ein Gewinnspiel.
Die türkischen Studierenden organi-
sierten eine Fotoausstellung über Je-
rusalem während des Osmanischen 
Reiches. Die Intention der türkischen 
Studierenden war es, den Menschen 
zu zeigen, dass die beiden Kulturen 
friedlich nebeneinander existierten, 
es immer noch tun und einander be-
einflusst haben. Als Feedback erfuhr 
ich von einigen Studierenden, dass es 
eine interessante Ausstellung war, die 
die Möglichkeit gab, wenn auch sehr 
kurz, in die Geschichte der beiden 
Kulturen zurückzublicken. Ich muss 
jedoch zugeben, dass wir, als AStA, 
am Anfang wegen dieser Ausstellung 
unsere Bedenken hatten. Denn mit 
dem Thema „Israel oder Jerusalem“ 
muss sehr sensibel umgegangen 
werden. Aber als wir vom Türkischen 
Akademiker Bund (TAB) erfahren ha-
ben, dass die Fotos von der jüdischen 
Gemeinde ausgeliehen worden sind 
und es nur dabei ging, den Menschen 
zu zeigen, wie Jerusalem währende 
des Osmanischen Reiches aussah, 
waren wir mit dieser Ausstellung ein-
verstanden.
Die ukrainischen Studierenden lu-
den uns ein, mit ihnen ein ortho-
doxes Weihnachtsfest zu feiern. Sie 
zeigten uns, wie man in der Ukraine 
das Weihnachten gefeiert wird. Wir 
saßen in einer gemütlichen Runde 
zusammen, unterhielten uns und 

Modenschau der kamerunschen Studierenden
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hörten ukrainische Weihnachtslieder. 
Die Feier war sehr gut organisiert 
und gut besucht. Für mich, die schon 
die ukrainische Küche kennt, war die 
Besonderheit des Abends, dass es 
von unseren ukrainischen Kommili-
tonInnen „handgemacht“ zubereitet 
worden war. 
Auch die kurdischen Studierenden 
nutzten dieses Projekt als Möglich-
keit, die Besonderheiten ihrer Kultur 
zu zeigen. Sie erzählten uns über die 

Geschichte ihres Volkes und über das 
kurdische Epos „Mem u Zin“. Volkes. 
Die Professoren der Uni Hannover be-
richteten über ihre Reise in den nörd-
lichen Teil Irak, der hauptsächlich vom 
kurdischen Volk bevölkert ist. Es gab 
an dem Abend sowohl traditionelle als 
auch moderne kurdische Musik. Die 
Band sang Lieder in unterschiedlichen 
Sprachen. Sogar die iranischen Stu-
dierenden haben bei einem mitgesun-
gen. Es war ein Lied der iranischen 
Kurden in iranischer Sprache. Da wur-
de mir noch bewusster, dass wir trotz 

unterschiedlicher Herkunft und kultu-
reller Hintergründe Gemeinsamkeiten 
haben, die wir leider im unseren all-
täglichen Leben allzu leicht und allzu 
oft übersehen.
Es gab aber auch während des Pro-
jekts einen unangenehmen Vorfall. 
Eine türkische Zeitung veröffentlich-
te einen nicht der Wahrheit entspre-
chenden Artikel über die kurdische 
Veranstaltung. Ich will auch hier er-
wähnen, dass es vor der Veranstal-

tung einen kleinen Konflikt zwischen 
türkischen und kurdischen Studieren-
den gab. Dennoch räumten sie ganz 
im Sinne des Projekts, die Missver-
ständnisse sehr schnell auf und ver-
sprachen aufeinander in der Zukunft 
mehr Rücksicht zu nehmen. Dass sie 
sehr gut miteinander klar kommen, 
bewiesen uns beide Seiten, in dem 
sie gemeinsam mit den anderen Stu-
dierendenvereinen eine internationale 
Studierendenparty organisierten. 
Anschließend feierten die chine-
sischen KommilitonInnen mit uns das 

chinesische Neue Jahr. Aber sie feiern 
nicht mehr so traditionell wie früher, 
was ich mir vielleicht mir gewünscht 
hätte. Es gab natürlich etwas von 
allem. Aber die chinesischen Kom-
militonInnen bestätigten uns, dass 
sie mittlerweile etwas anders feiern 
als ihre Vorfahren. Was mir auch an 
dem Abend fehlte, war eine etymolo-
gische Erklärung dieses Fest, wie es 
entstand.
Die Gäste waren besonders von 
einem chinesischen Zupfinstrument, 
dessen Namen ich natürlich nicht 
mehr im Kopf habe, fasziniert. Der 
Klang dieses Instruments ist irgend-
wie sehr magisch und beruhigend. 
Die wichtigsten Personen des Abends 
waren die Kinder, die Kung Fu und ei-
nen chinesischen Tanz vorführten. Be-
wundernswert war an dem Abend der 
chinesische Song eines deutschen 
Studierenden, der fast perfekt Chine-
sisch spricht. Besonders wenn man 
bedenkt, wie schwierig diese Sprache 
ist. Man konnte an dem Abend auch 
was Kleines gewinnen. Leider hat-
te ich an dem Abend des Zeichens 
dieses Jahres, kein „Schwein“. An-
schließend wurden uns chinesische 
Köstlichkeiten angeboten.

Es war ein eventreiches und erlebnis-
reiches Semester. Es gab fast in je-
dem Monat eine Veranstaltung. Dank 
der ausländischen Studierenden, die 
uns die Möglichkeit gaben, sich und 
ihre Kultur kennen zu lernen und zu 
erleben. Und ich möchte mich im Na-
men der ausländischen Kommilito-
nInnen der Universität Hannover, bei 
allen, die uns sehr gut unterstützt ha-
ben, bedanken. Ich hoffe, dass wir in 
der Zukunft noch mehr interessantere 
Veranstaltungen, die uns noch näher 
bringen, erleben dürfen.

Asel Ulukbek

Faszination der kulturen

Weihnachtsfeier der ukrainischen Studierenden
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Return to Tristesse – Mit 
dem Semesterticket nach Osnabrück

Diese Rubrik soll die unendlichen Möglichkeiten unseres Semestertickets dar-
stellen. Langweilig, denkst du? Von wegen! Immerhin kann man mit dem Seme-
sterticket kostenlos in zwei der größten Städte Deutschlands, sowie an die Nordsee 
fahren. Und von wegen Niedersachsenticket: Ganze vier Bundesländer können da-
mit bereist werden.  In dieser Ausgabe erfahrt ihr etwas über Felix spannende Reise 
nach Osnabrück....

Gleis 12. Das ist das erste Stück Osnabrück was mensch 
nach dem Verlassen des Regionalexpresses aus Han-
nover zu Gesicht bekommt. Osnabrück, die Stadt in der 
laut Stern-Umfrage 2003 die zufriedensten Menschen 
Deutschlands leben. Seitdem kleben auf gefühlten 80% 
der Osnabrücker  Autos kleine runde Aufkleber, die diese 
Zufriedenheit stolz verkünden: „Ich komm zum Glück aus 
Osnabrück“. Liegt in dieser Stadt das Glück also auf der 
Straße? Vielleicht. Auf Gleis 12 liegt es jedenfalls nicht. 
Von hier aus sieht man erstmal nur ganz viel Grau. Pfla-
ster, Gleise, Vordächer, Wohnhausrückseiten, Parkhaus-
fassaden, das Netz im Wind schwankender Oberleitungen, 
die Wolken oben drüber – alles hübsch auf einander ab-
gestimmt. Am Ende des Bahnsteiges steht ein kleiner Ki-
osk mit geheiztem Aufenthaltsraum. Zwischen  vollen Pla-
stikaschenbechern, stahlgrauen Wachstischdecken und 
wackligen Holzstühlen gibt es hier windgeschützten Kaf-
fee, sofern mensch es schafft das Angebot korrekt von der 
gehäkelten, gerahmten Preistafel an der Wand abzulesen. 
Keiner meiner Mitangereisten scheint sein Glück versu-
chen zu wollen; der Herr hinter dem Tresen schaut grim-
mig zu mir und meinem Fotoapparat herüber. Ich nehme 
die Rolltreppe. 

Drau-
ß e n 

bietet sich ein klassisches Bahnhofs-
vorplatzidyll – innerhalb von 250m 
Luftlinie gibt es einen Kino-Komplex, 
ein McDonalds, eine Schlagerdisko, 
eine Spielbank, ein Bordell und (falls das Geld knapp wer-

den sollte) eine Postbank. So sieht das Nervenzentrum 
der ehemals zufriedensten Stadt Deutschlands aus. Naja, 
letztes Jahr war es immerhin noch Platz 4. Der Weg in die 
Innenstadt führt vorbei an einem Erotik-Fachmarkt und der 
Frühgaststätte „Bei Gerda und Bernd“ (offen ab 6:00h). 
Nach einigen hundert Metern erreiche ich den eigentlichen 
Stadtkern. Wie überall gibt es natürlich auch hier die ganze 
Palette großstädtischer Tristesse – Kaufhof, H&M, Wool-
worth, Butlers, Joey‘s, Subway, Pizza Hut. Die glücklichen 
Osnabrücker BürgerInnen schlendern durch die breiten 
Strassen und erfüllen gut gelaunt ihren Konsumauftrag. 
Eigentlich ist es ganz nett hier, zwischen all den bepackten 
und behüteten Winterjacken. Auf der Suche nach meinem 
ehemaligen Stammplattenladen nehme ich eine der Sei-
tenstraßen und stehe auf einmal in einer Kulisse aus Zu-
rück in die Zukunft II. Sieht zumindest so ähnlich aus, nur 
grauer. Mein Stammplattenladen ist weg – dafür hat je-
mand ein paar futuristische Quader aus Glas und Metall 
fallen gelassen. Das, was ich kurz für die Dépendance ei-
ner außerirdischen Kultur gehalten habe, ist der hiesige 
Saturn-Markt, gleich nebenan Karstadt Sport. Kamp-Pro-
menade steht oben drüber. Die OsnabrückerInnen tun so, 

Gleis 12. Das Glück liegt auf der Strasse.
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Places to be at in Osnabrück

Neunte Kunst. Gut sortierter Comicladen, mit netten Verkäufern. Redlinger Str. 8
Tiefenrausch. Bar-Café mit funkigem Interieur. Gleich nebenan, Redlinger Str. 7
Erdbeerblau. Kunstcafé-Restaurant, nette Einrichtung und Reggae-Bands proben im 
Keller. Wachsbleiche 62.
Shock Records. Plattenladen, Gitarre, Hip-Hop, Elektro, viel Vinyl. Natruper Str. 9
Kleine Freiheit. Disco zum ordentlichen Abhotten, Rock und Elektro. Hamburger 
Str. 22
Hyde Park. Disco-Urgestein, derber Rockschuppen, leider recht weit draussen. Für-
stenauer Weg 128

als wäre ihnen der plötzliche Wechsel in 
die Twilight Zone nicht aufgefallen – ich 
kehre lieber wieder um. Dieser Weg 

scheint mir nicht mehr sicher. 
Hat mensch die Fußgängerzone durchwandert, so kommt 
er oder sie in die Altstadt. Hier sind die Strassen schma-

ler, die Wände noch aus Stein und deutlich weniger Leute 
unterwegs.  Wandert man ein bisschen umher findet man 
hier nette Lädchen, Kneipen und Tätowierstudios. 
Nicht weit weg ist auch das Hauptgebäude der Uni. Die 
sitzt wie bei uns in einem Schloss, ist aber viel schicker, 
mit Innenhof und in knalligem Gelb. Im Schlossgarten hin-
ter der Uni stehen Bäume, Bänke, Fahrräder, Studierende 

und einige seltsame Skulpturen herum. So was hat Han-
nover ja auch, nix besonderes also. Ich mache trotzdem 
ein paar Fotos, zumindest die Statuen sind schlanker als 
bei uns. Beim Blick durch den Sucher laufe ich fast eine 
vorbeikommende Radfahrerin um. Die kann aber früh ge-
nug bremsen und sagt nett „Entschuldigung“. Die Leute 
sind anscheinend wirklich so gut drauf, wie sie tun. Auf 
einer Homepage habe ich gelesen, dass läge an der gu-
ten Luft hier. 
An der Schönheit der Stadt kann es jedenfalls nicht lie-
gen. Stadtkern und Altstadt in Osnabrück werden von ein 
paar großen Hauptverkehrsadern umschlossen. Bewegt 
mensch sich auf diesen stadtauswärts findet sie oder er 
sich zwangsläufig auf matschigen Industriehinterhöfen 
oder am Spirituosen-Regal der Markentankstelle wieder. 
Kioske sind nämlich rar, und so endet manche studen-
tische Kneipentour beim Dosenbier am Stehtisch in Sicht-
weite des Tankwarts. Glamourös ist das alles nicht, aber 
für die OsnabrückerInnen scheint das schon in Ordnung 
zu gehen. Sie sind halt zufriedene Menschen.

Felix BrinkerGraue Konsummonotonie in der Twilight Zone

Okay. Gelb ist wirklich 
schicker

Ich komm zum Glück aus 
Osnabrück

Nicht nur Hannover hat bunte 
Skulpturen und Schlösser
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Impressionen vom Studienbeginn
Zu Beginn des Wintersemesters 2006/07 haben wir Ein-
wegkameras an Erstsemester verteilt. Die Idee war, eine 
Ausstellung auf die Beine zu stellen, die die ersten zehn 
Tage eine s/r Studienanfänger-s/in  dokumentiert. Die Teil-
nehmerInnen sollten jeden Tag zwei Fotos schießen, so 
dass eine breitere Auswahl der Bilder möglich ist. 
Leider kamen aber längst nicht soviele Kameras zurück, 
wie wir es erwartet hatten. Deshalb ist eine Ausstellung 
nicht möglich gewesen.

Dennoch bedanken wir uns recht herzlich bei den Studen-
tInnen, die ihre Kamera zurückgebracht haben. Hier ist 
nun eine Auswahl eurer Bilder. 

Eure Kultur-SB des AStA‘s


